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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verkehr (15. Ausschuß) 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
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Vorschlag für eine Richtlinie des Rates für die Erhebung von Gebühren 
für die Benutzung bestimmter Verkehrswege durch schwere Nutzfahrzeuge 
KOM (96) 331 endg.; Ratsdok. 11 642/96 


A. Problem 

Der Europäische Gerichtshof hat am 5. Juh 1995 die vom Rat am 
25. Oktober 1993 verabschiedete Richtlinie 93/89/EWG über die 
Besteuerung bestimmter Kraftfahrzeuge zur Güterbeförderung 
sowie die Erhebung von Maut- und Benutzungsgebühren für be- 
stimmte Verkehrswege durch die Mitgliedstaaten aus formellen 
Gründen für nichtig erklärt. Ihre Wirkung wird solange aufrecht- 
erhalten, bis der Rat eine neue Rechtsvorschrift erläßt. 

Der nunmehr von der Kommission vorgelegte neugefaßte Richtli- 
nienentwurf beinhaltet folgende Schwerpunkte: 

- Zeitbezogene Straßenbenutzungsgebühren sollen künftig un- 
ter Berücksichtigung der sogenannten Straßenschadensklasse 
eines Lkw (mindestens 12 Tonnen zulässiges Gesamtgewicht) 
und dessen Emissionsverhalten in einer Bandbreite von 
Höchstgrenzen zwischen 750 bis 2000 ECU pro Jahr erhoben 
werden dürfen. 

- Auf empfindhchen Strecken soll ein Zuschlag zur Deckung so- 
genannter externer Kosten bei Mauten in Höhe von maximal 
0,5 ECU/km und bei Benutzungsgebühren in Höhe von höch- 
stens 15 ECU/Tag erhoben werden dürfen. 

- Bei der Kfz-Steuer werden Mindest- und Höchstsätze festge- 
legt. 

“ Wenn ein Mitgliedstaat ein Benutzungsgebührensystem an- 
wendet, können die Kfz-Steuermindestsätze unterschritten 
werden. 
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B. Lösung 

1. Der Ausschuß empfiehlt, den Richtlinienvorschlag abzulehnen. 

Einmütigkeit im Ausschuß 

2. Annahme eines Entschüeßungsantrags, mit der die Bundesre- 
gierung aufgefordert wird, ihre ablehnende Haltung zu dem 
Richtlinienvorschlag nachdrücküch zu vertreten und zu ver- 
deutlichen, daß der dcunit für die Bundesrepublik Deutschland 
verbundene Rückschritt nicht akzeptabel sei. 

Mehrheitsentscheidung im Ausschuß 


C. AHemativen 

Kenntnisnahme des Richtlinienvorschlags oder Annahme eines 
Entschließungsantrags der Fraktion der SPD. 

D. Kosten 

Wurden nicht erörtert. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1, Der Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die Erhebung 
von Gebühren für die Benutzung bestimmter Verkehrswege 
durch schwere Nutzfahrzeuge - Ratsdok. 11642/96- (Anlage) 
wird abgelehnt. 

2. Der Deutsche Bundestag hält den Richtlinienvorschlag der EU- 
Kommission vom Juli 1996, der vorsieht, zeitbezogene Straßen- 
benutzungsgebühren imter Berücksichtigung der sogenannten 
Schadensklasse eines Lkw und dessen Emissionsverhalten zu 
erheben, für zu kompliziert und mit zu hohem administrativem 
Aufwand verbunden. Er unterstützt die Bundesregierung in 
ihrer Haltung, über eine Bestätigung des bisherigen Richtlinien- 
mhaltes bei einer substantiellen Erhöhung des Höchstsatzes für 
zeitabhängige Gebühren möglichst rasch zu einer praktikablen 
Entscheidung zu kommen. 

Der Deutsche Bundestag sieht zudem in den Vorschlägen der 
EU-Kommission für eine fakultative Unterschreitung der Kfz- 
Steuermindestsätze in Mitgliedstaaten, in denen ein der Richtli- 
nie entsprechendes Benutzungsgebührensystem angewandt 
wird, und den Vorschlägen der gegenwärtigen niederländi- 
schen Ratspräsidentschaft, die Mindestsätze für EURO 1- und 
EURO 2-Lkw um bis zu 50 % zu senken, einen gnmdlegenden 
Rückschritt gegenüber der bereits erreichten Kfz-Steuerhar- 
monisierung. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung daher 
auf, ihre zu diesen Vorschlägen ablehnende Haltung in der 
Ratspräsidentschaft nachdrücklich zu vertreten und zu verdeut- 
lichen, daß ein derartiger Rückschritt für Deutschland nicht ak- 
zeptabel ist. 


Bonn, den 26. Februar 1997 


Der Ausschuß für Verkehr 

Dr. Dionys Jobst 

Vorsitzender 


Wilhelm Josef Sebastian 

Berichterstatter 
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Anlage 



KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 


Brüssel, den 10.07.1996 
KOM(96) 331 endg 

96/0182 (SYN) 


Vorschlag für eine 
RICHTLINIE DES RATES 

über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung 
bestimmter Verkehrswege durch schwere Nutzfahrzeuge 


(Von der Kommission vorgelegt) 
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BEGRÜNDUNG 


1. EINLEITUNG 


1.1 Mit diesem Vorschlag für eine Richtlinie des Rates soll die Richtlinie 
93/89/EWG ersetzt werden, die am 5. Juli 1995 vom Europäischen Gerichtshof wegen 
Verfahrensiehlem aufgehoben wurde. Damit keine Gesetzeslücke entsteht, soll deren Wirkung 
so lange aufrechterhalten werden, bis der Rat eine neue Rechtsvorschrift erläßt. 

1.2 Außerdem schrieb Artikel 7 Buchstabe f der Richtlinie vor, daß die in diesem 
Artikel festgesetzten Höchstsätze der Benutzungsgebühren am 1. Januar 1997 überprüft werden 
müssen und der Rat die erforderlichen Anpassungen vomimmt. 

1.3 Um diesen rechtlichen Verpflichtungen nachzukommen, legt die Kommission 
diesen Vorschlag vor. Dabei benutzt sie die Gelegenheit, einen weiteren Schritt in der 
Entwicklung einer Gemeinschaflspolitik für faire und effiziente Preise im Verkehr 
vorzuschlagen. 


2. HINTERGRUND DES VORSCHLAGS 

2.1 Rechtlicher Hintergrund 

2.1.1 Die Bedeutung der Fahrzeugbesteuerung für den Straßengüterverkehrsmarkt in 
der Gemeinschaft wurde schon vor Jahren erkannt. Bereits in den 60er Jahren wurde eine breit 
angelegte Untersuchung über die verschiedenen Aspekte der Anlastung der Wegekosten 
durchgeführt, und im Jahre 1968 machte die Kommission einen Vorschlag für ein 
Besteuerungssystem für Nutzfahrzeuge. Im Juni 1978 stimmte der Rat dem Entwurf der 
Richtlinie grundsätzlich zu, doch wurde diese nie förmlich erlassen. 

2.1.2 Im Januar 1988 wurde ein neuer Vorschlag für die Anlastung der Wegekosten 
an schwere Nutzfahrzeuge^*’ vorgelegt, der das Territorialitätsprinzip einführte. Dieser Vorschlag 
wurde durch die Kommissionsvorschläge vom Februar 1991 und September 1992^^^ geändert 
und schließlich als Richtlinie 93/89/EWG^^^ angenommen. Ziel der Richtlinie war es, durch die 
Harmonisierung der Abgabensysteme und die Einführung gerechter Mechanismen für die 
Anlastung der Wegekosten an die Verkehrsuntemehmer zur Beseitigung von Wettbewerbs- 
verzerrungen zwischen den Verkehrsuntemehmen in den Mitgliedstaaten beizutragen. Der im 
Oktober 1993 genehmigte Text legte für Lastkraftwagen von mehr als 12 Tonnen 
gemeinschaftsweit Mindestsätze für die Kraftfahrzeugsteuer, die Bedingungen für die 
Einführung von "Straßenbenutzungsgebühren" durch die Mitgliedstaaten für die Benutzung ihres 
primären Straßennetzes sowie Höchstsätze für die Benutzungsgebühren fest und beschränkte 
die Mautgebühren auf das zur Deckung der Infrastrukturkosten erforderliche Niveau. 


( 1 ) 

( 2 ) 

(3) 


KOM(87) 716 endg.; ABI. Nr. C 79 vom 26.3.1988, S. 8. 

KOM(90) 540 endg.; ABI. Nt. C 75 vom 20.3.1991 und KOM(92) 405 endg. 
ABI. Nr. L 279 vom 12.11.1993, S. 32. 
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2.1.3 Im Oktober 1992 wurden in der Richtlinie 92/82/EWG^‘‘^ über die 
Harmonisierung der Struktur der Verbrauchssteuern auf Mineralöle Mindeststeuersätze für 
Dieselkraftstoff festgelegt. Dies ist der Kraftstoff, der praktisch von allen schweren 
Nutzfahrzeugen in der Gemeinschaft benutzt wird. 

2.1.4 Neben diesen Rechtsakten veröffentlichte die Kommission 1992 das Weißbuch 
über die künftige Entwicklung der gemeinsamen Verkehrspolitik^*^ 1995 das Grünbuch "Faire 
und effiziente Preise im Verkehr"^*^ und einen Bericht, in dem die Mindestsätze der 
Verbrauchssteuern überprüft wurden^’\ 

2.1.5 Im Weißbuch über die künftige Entwicklung der gemeinsamen Verkehrspolitik 
wurde die dringende Notwendigkeit der Entwicklung einer umfassenderen verkehrspolitischen 
Strategie anerkannt. Es wurde argumentiert, daß das Bewußtsein für die unhaltbaren 
Entwicklungen im Straßenverkehr, die zu immer mehr Umweltverschmutzung und 
Verkehrsstaus führen, zunimmt und im Rahmen einer umfassenden verkehrspolitischen Strategie 
in stärkerem Maße als bisher preispolitische Instrumente eingesetzt werden müßten, um diesen 
Sektor zu beeinflussen. 

2.1.6 In ihrem Grünbuch "Faire und effiziente Preise im Verkehr" entwickelte die 
Kommission diese Gedanken weiter. Mit diesem weitreichenden Diskussionspapier sollte die 
Debatte darüber angeregt werden, wie faire und effiziente Preise dazu beitragen können, den 
unhaltbaren Entwicklungen im Verkehr in der Europäischen Union entgegenzuwirken, und wie 
die externen Kosten insbesondere im Straßengüterverkehr intemalisiert werden können. Es 
wurde eingeräumt, daß über die Problematik der externen Kosten des Verkehrs und die 
Notwendigkeit von Maßnahmen zwar weitgehend Einigkeit besteht, es aber weniger klar ist, 
wie diese Kosten berücksichtigt werden sollten. 

2. 1 .7 In ihrem Bericht über die Überprüfung der Mindestsätze der Verbrauchssteuern 
stellte die Kommission fest, daß die einzelstaatlichen Kraftstoffsteuersätze im allgemeinen 
wesentlich über den Mindestsätzen liegen und daß letztere deutlich erhöht werden müssen, 
wenn sie ihren Zweck, bei der Angleichung do’ Sätze zu helfen, erfüllen sollen. Ein neuer 
(zweiter) Bericht soll vor Ende 1996 erscheinen. Die Kommission nimmt auch eine umfassende 
Überprüfung der mit den Fahrzeugen zusammenhängenden Steuern in den Mitgliedstaaten vor. 
Nach der Beratung übo’ die Vorschläge für eine Kohlendioxid-ZEnergiesteuer^*^ forderte der 
ECOFIN-Rat am 1 1 . März 1996 die Kommission dazu auf, neue Vorschläge für einen globalen 
Ansatz für die Besteuerung von Energieprodukten vorzulegen. Dieser Ansatz wird 
wahrscheinlich die gegenwärtige Besteuerung von Mineralölen mit einbeziehen und 
Mindeststeuemiveaus festigen, die aus binnenmarkt- wie auch aus umweltpolitischen Gründen 
notwendig sind. Die nächste Überprüfung der Mindestsätze vsdrd integraler Bestandteil der 
Vorbereitung dieser neuen Vorschläge sein. 

2.1.8 Ferner entwickelt die Gemeinschaft mit Blick auf die Verwirklichung eines 
ausgewogenen und effizienten Verkehrssystems zur Zeit verschiedene ordnungspolitische, 
technische und organisatorische Instrumente zur Förderung der Benutzung anderer Land- 


ABI. Nr. L 316 vom 31.10.1992. S. 19. 

Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, Beilage 3/93. 

KOM(95) 691 endg. 

KOM(95) 285. 

(8) 

KOM(92) 226 endg. vom 27.5.1992 und KOM(95) 172 endg. vom 10.5.1995. 
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Verkehrsmittel, und zwar der Eisenbahn (Marktöffnung), des kombinierten Verkehrs 
(Pilotaktionen im kombinierten Verkehr - PACT) und der Binnenschiffahrt (Marktneuordnung). 
Diese Instrumente zielen auf eine Steigerung der Attraktivität von anderen Verkehrsträgern als 
der Straße ab, indem eine Reihe wichtiger Determinanten der Verkehrsträgerwahl, z.B. die 
Dienstleistungsqualität, verbessert wird. 


2.2 Derzeitige Lage 

Folgende Instrumente werden heute in der Gemeinschaft zur Anlastung der Kosten an schwere 
Nutrfahrzeuge angewandt; Kraftfahrzeugsteuer, Mineralölsteuer, Maut- und Benutzungs- 
gebühren, so wie sie in diesem Vorschlag festgelegt sind. Die relative Bedeutung dieser 
Instrumente, gemessen an ihren Gesamterträgen in der Gemeinschaft, geht aus folgender Tabelle 
hervor. Das Gtesamtaufkommen aus Lkw-Abgaben in der Gemeinschaft wurde 1995 auf etwa 
33,8 Mrd. ECU geschätzt. Davon entfielen 77 % auf die Verbrauchssteuer auf Dieselkraftstoff, 
15 % auf die Kraftfahrzeugsteuer, 6 % auf Mautgebühren und 2 % auf Benutzungsgebühren 
(Eurovignette und österreichisches System). 


Tabelle 1 


Aufkommen aus Steuern, Maut- und Benutzungsgebühren für Lkws 1995 

in Mrd. ECU 



Mineralölsteuer 

Kraftfahrzeug- 

Steuer 

Mautgebühren 

Benutzungs- 

gebühren 

Insgesamt 

Aufkommen 

26 

5 

2 

0.8 

33.8 


Quelle; Schätzung aufgrund der Angaben, die den Kommissionsdienststellen von den Mitgliedstaaten öbermittelt wurden. 


2.2.1 Kraftfahrzeugsteuern 

2.2. 1 . 1 Die Kraftfahrzeugsteuem werden j ährlich im Land der Zulassung erhoben und 
sind nach verschiedenen Fahrzeugmerkmalen wie zum Beispiel der Motorleistung, dem 
zulässigen Gesamtgewicht oder dem Eigengewicht des Fahrzeugs und der Achsanzahl oder 
-anordnung differenziert. Die Tatsache, daß die den einzelstaatlichen Besteuerungssystemen der 
Mitgliedstaaten zugrunde liegenden Fahrzeugmerkmale in der Gemeinschaft immer noch 
voneinander abweichen, fuhrt zu Schwierigkeiten und Ungenauigkeiten beim Vergleich der 
Steuersätze. Nach dem Inkrafttreten der Richtlinie 93/89/EWG wurden Anpassungen an die in 
der Richtlinie festgesetzten Mindestsätze vorgenommen. Die meisten Mitgliedstaaten wenden 
heute Kraftfahrzeug-Steuersätze an, die über den Mihdestsätzen liegen (welche für Frankreich, 
Griechenland, Italien, Portugal und Spanien bis zum 31.12.1997 um 50 % niedriger sind). Das 
Vereinigte Königreich und - in geringerem Maße - Deutschland und Irland wenden deutlich 
höhere Sätze an. Tabelle 2 enthält Beispiele für die 1995 in einigen Mitgliedstaaten geltenden 
Steuersätze für einige gewöhnliche Fahrzeugkategorien. 

2.2. 1 .2 Die kraftfahrzeugsteuem bieten zwar gewisse Differenziemngsmöglichkeiten 
in bezug auf die Höhe der Sätze, gewährleisten aber von Natur aus (feste jährliche Beträge) 
keine faire Anlastung der Kosten für die tatsächliche Benutzung der Straßen und lösen nicht 
das Problem der Kostendeckung im Zusammenhang mit der Benutzung des Fahrzeugs in einem 
anderen Land als dem Land der Zulassung. Da die Kraftfahrzeugsteuem noch immer von Land 
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zu Land unterschiedlich sind und nicht unbedingt an den tatsächlichen Kosten der 
Verkehrswege orientiert sind, beeinträchtigen sie zudem die Wettbewerbsbedingungen zwischen 
den Verkehrsuntemehmem. Die Struktur der bestehenden Kraftfahrzeugsteuem in der Union 
wird von der Kommission zur Zeit eingehend überprüft. 


Tabelle 2 

Kraftfahrzeugsteuern ausgewählter Fahrzeugkategorien 1995 


in Ecq 


Gesamt- 

gewicht 

Eigen- 

gewicht 

NUTZLAST 

Achsen 

DK 

E 

IRL 

EU 

Min. 

L 

NL 

P 

UK 

1 Tonnen 

18 

7.5 

10.5 

2 

1019 

440 

734 

111 

277 

832 

419 


32 

10.8 

21.2 

4 

1778 

440 

1247 

537 

544 

1049 

1021 

5449 

38 

13.5 

24.5 

2+3 

1940 

458 

1759 

700 

709 


1021 

3974 

40 

14.3 

25.7 

2+3 

1940 

458 

1930 

700 

709 


1021 



Quelle: KonunissionsdienststeUen 


2.2.2 Mineralölsteuern 

2.2.2. 1 Die Mineralölsteuem tragen in allen Mitgliedstaaten den größten Teil (siehe 

Tabelle 1) zu den Erträgen aus Lkw- Abgaben bei. Gemäß der Richtlinie 92/82/EWG, die 1993 
in Kraft trat, liegen die Verbrauchssteuern auf DieselkraftstofFjetzt in allen Mitgliedstaaten über 
dem festgesetzten Mindestsatz von 245 ECU je 1.000 Liter. Die derzeitigen Sätze (April 1996) 
sind aus Tabelle 3 ersichtlich. 


Tabelle 3 

Mineralölsteuer auf Dieselkraftstoff 
April 1996 


in Ecu je 1000 Liter 


MitgUedstaat 

Belgien 


Deutsch- 

land 

Griechen- 

land 

Spanien 

Frankreich 

Irland 

Italien 

Nfineralölsteuer 

302 

300 

329 

245 

273 

354 

303 

361 


Mitgliedstaat 

Lux 

NL 

Österr. 

Portugal 

Finnland 

Schweden 

VK 

EU 

Min. 

Mineralölsteuer 

263 

327 

301 

326 

291 

291 

406 

245 


Quelle: Kommissiondienststellen 


2.2.2.2 Aufgrund des zunehmenden grenzüberschreitenden Verkehrs innerhalb der 

Gemeinschaft, der unterschiedlichen Kraftstoffpreise, des größeren Fassungsvermögens der 
Kraftstofftanks und der Tatsache, daß einige kleinere Länder ohne weiteres ohne Auftanken 
durchquert werden können, wird der Kraftstoff vielfach nicht in dem Mitgliedstaat gekauft, in 
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dem das Fahrzeug verkehrt. In diesem Fall trägt das Fahrzeug auch nicht über die 
Mineralöl Steuer zur Deckung der Kosten der benutzten Straßeninfrastruktur bei . 

2.2.2.3 Auch wenn die von einem Fahrzeug verbrauchte Kraftstoff'menge und die von 
ihm zurückgelegte Entfernung ziemlich gut korrelieren, untersuchte die Kommission in ihrem 
Grünbuch, intvieweit diese Beziehung mit Blick auf den Vergleich der von verschiedenen 
Fahrzeugtypen verursachten Straßenschäden eingeschränkt ist. Zwar besteht für einen 
bestimmten Fahrzeugtyp auch ein Zusammenhang zwischen dw verbrauchten Kraftstoffmenge 
und den Schadstoffemissionen^ doch hat der technolo^sche Fortschritt dazu geführt, daß 
modernere Fahrzeuge bei gleichem Kraftstoffverbrauch deutlich weniger Schadstoffe ausstoßen 
als Fahrzeuge älterer Bauart. Die Verkehrsstaus, wahrscheinlich der größte externe Kostenfaktor 
im Straßenverkehr, hängen nur vage mit der Höhe des BCraftstoffverbrauchs zus am men. 

2.2.2.4 . Diese Gründe zeigen, daß die Mineralölsteuer allein nur bedingt ein 
Instrument zur Anlastung der Wegekosten wäre, trotz seiner einfachen, bewährtai und 
kostengünstigen Anwendung. Ergänzende Instrumente sind daher nötig. 


2.2.3 Mautgebühren 

2.2.3 . 1 Mautgebühren werden von verschiedenen Mitgliedstaaten für die Benutzung 
von Autobahnen oder einzelnen kostspieligen Verkehrseinrichtungen erhoben. Die Erfordernisse 
einer einfachen Erhebung und die Notwendigkeit einer gewissen Differenzierung der Mautsätze 
gegeneinander abwägend, haben die Mitgliedstaaten 3 bis 5 Gebührenklassen eingeführt, die 
mit einer entsprechenden groben Klassifizierung der Fahrzeuge übereinstimmen. 

2. 2.3. 2 Gemäß der Richtlinie 93/89/EWG müssen sich die Mautgebühren an den 
Kosten für Bau, Betrieb und den weiteren Ausbau des betreffenden Verkehrsnetzes orientieren. 
Allerdings ist die heutige Differenzierung nicht immer in angemessener Weise auf die 
tatsächlichen Kosten der betreffenden Straßen abgestimmt. 

2.2.3. 3 Die Mautgebühren für dasselbe Fahrzeug schwanken manchmal erheblich, 
sowohl zwischen den Mitgliedstaaten als auch innerhalb derselben. Solange die Mautgebühren 
so festgesetzt werden, daß sie die Straßenkosten decken, und keinem anderen Zweck, 
beispielsweise der Steigerung «der Staatseinnahmen, dienen, gibt es keinen Grund für 
einheitliche Mauten, da die Straßenkosten auch nicht einheitlich sind. Eine Mautgebühr von 
0,12 ECU je Kilometer wäre als Ivfittelwert in der Gemeinschaft zu nennen. 

2.2.3. 4 Die Straßenmauten sind von Natur aus das wohl am stärksten "territorial" 
ausgerichtete Instrument, das heute in der Gemeinschaft angewandt wird. Das heutige Verfahren 
ist im Hinblick auf eine allgemeine Einführung jedoch höchst problematisch, weil es die 
Einrichtung von Mautstellen erfordert, was vielfach schwierig und kostspielig oder bei 
bestehenden Verkehrsinfrastrukturen manchmal praktisch unmöglich ist. 


2.2.4 Benutzungsgebühren 

2.2.4. 1 Die Benutzungsgebühren wurden durch die Richtlinie 93/89/EWG als Pendant 

zu den Mautgebühren eingeführt, sofern deren Einführung aus irgendeinem Grund nicht 
möglich oder nicht erwünscht war. Der Unterschied zwischen Mautgebühren und 
Benutzungsgebühren besteht darin, daß letztere der einfacheren Handhabung wegen für das 
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gesamte Autobahn- (oder primäre Straßen-)netz eines Mitgliedstaates statt für bestimmte Teile 
desselben gelten, wie es bei Mautgebühren der Fall ist. Aus den gleichen Gründen werden die 
Benutzungsgebühren zeit- und nicht entfemungsabhängig festgesetzt. Deshalb besteht zwischen 
den Benutzungsgebühren imd der tatsächlichen Benutzung der Straßen beziehungsweise den 
Infrastrukturkosten zwangsläufig nur ein annähernder Zusammenhang. Die Benutzungsgebühren 
weisen aber den Vorteil auf, daß sie den Verkehrsfluß weit weniger behindern und für ihre 
Erhebung kein Straßenraum in Anspruch genommen wird. 

1.2 A. 2 Die Richtlinie 93/89/EWG legte einen jährlichen Höchstsatz für die 

Benutzungsgebühren fest und schrieb vor, daß die Benutzungsgebühren der Dauer der 
Benutzung der betreffenden Straßenverkehrseinrichtungen entsprechen müssen. Eine weitere 
Differenzierung nach Fahrzeugtypen wurde nicht vorgeschrieben. 

2.2.4.3 Österreich wandte vor seinem Beitritt ein Benutzungsgebührensystem mit 
Gebührensätzen an, die deutlich über den nach Richtlinie 93/89/EWG zulässigen Sätzen lagen. 
Im Rahmen des Beitrittsabkommens verpflichtete sich Österreich, diese Sätze bis 1997 auf das 
in der Richtlinie 93/89/EWG festgelegte Niveau abzusenken. 

2.2.4.4 Im Einklang mit der Richtlinie 93/89/EWG wurde seit dem 1. Januar 1995 
in Belgien, Dänemark, Deutschland, Luxemburg und den Niederlanden (seit dem 1.1.1996) ein 
Benutzungsgebührensystem (auch als Eurovignette-System bezeichnet) eingeführt; Schweden 
wird dem System beitreten (Januar 1997), sofern das schwedische Parlament die 
Beitrittsentscheidüng der Regierung ratifiziert 

2.2 4.5 Nach dem Übereinkommen zwischen den teilnehmenden Mitgliedstaaten ist 

jedes Land in seinem Hoheitsgebiet für die Erhebung der Gebühr sowohl von gebietsansässigen 
als auch von gebietsfremden Verkehrsuntemehmem verantwortlich, während die Verantwortung 
für die Erhebung der Gebühr außerhalb des Gebiets der teilnehmenden Länder (in einer "Zone" 
um sie herum) gemeinsam von Deutschland und Dänemark wahrgenommen wird. Belgien, 
Dänemark und Luxemburg wenden nur jährliche Sätze (zwei Sätze je nach der Zahl der Achsen 
des Fahrzeugs) für die in ihrem Hoheitsgebiet zugelassenen Fahrzeuge an, während Deutschland 
und^die Niederlande auch Monats-, Wochen- und Tagesvignetten haben. Das gleiche System 
(zwei Fahrzeugkategorien und vier Zeiträume) gilt auch für alle Fahrzeuge anderer als der an 
dem gemeinsamen System betdligten Mitgliedstaaten. 


2.2.5 Infrastrukturkosten 

2.2.5. 1 Die fixen und die variablen Infrastrukturkosten wurden seit je durch ein 
Mischsystem von Mineralölsteuem und Kraftfahrzeugsteuem abgegolten. Die Mineralölsteuer 
steht ungefähr im Verhältnis zur Straßenbenutzung. Die Tatsache, daß die Mineralölsteuer die 
variablen Kosten, die weitgehend vom Achsgewicht abhängen, nicht angemessen widerspiegelt, 
haben die Mitgliedstaaten durch eine weitere Differenzierung der Kraftfahrzeugsteuer zu 
kompensieren versucht. Während die Gesamterträge angemessen sein mögen, geht hiervon aber 
nicht die richtige Signalwirkung für die Benutzer aus, da die variablen Kosten aus der 
Straßenbenutzung resultieren, die unabhängig von der Kraftf^zeugsteuer ist, und weil die 
Abgaben nicht dann gezahlt werden, wenn die Straßenschäden tatsächlich verursacht werden. 

2.2.5. 2 In der heutigen Situation wurde mit der Einführung der Maut- und 
Benutzungsgebühren versucht, die fixen und die variablen Kosten dann anzulasten, wenn sie 
entstehen. Diese Gebühren sind jedoch nur zum Teil differenziert und sind daher nicht 
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proportional zu den verursachten Kosten. Infolgedessen bleibt es im Falle der Deckung der 
fixen und variablen Kosten durch die Kraftstoff- und die Kraftfahrzeugsteuer insgesamt bei der 
bestehenden Fehlanpassung. 

2.2.5. 3 Es ist wünschenswert, daß die Gebühren mit der Zeit besser an die jeweils 
zu deckenden Kosten angepaßt werden. Die Maut- und die Benutzungsgebühren sollten daher 
zunehmend differenziert werden, zumal die Technologie, insbesondere die Telematik, dies 
möglich macht. Diese Gebühren sollten den tatsächlichen Kosten der Straßenbenutzung, d,h. 
den variablen Kosten, weiter angenähert werden. Als ein erster Schritt in diese Richtung sollte 
eine stärkere Differenzierung der Benutzungsgebühren und der Kraftfahrzeugsteuer ins Auge 
gefaßt werden. 

2.2. 5.4 Sobald die Gebühreneinzugssysteme so weit fortgeschritten sind, daß sie 
auf allen Straßen eingefuhrt werden können, könnte die Kraftfahrzeugsteuer als wichtigstes 
Mittel zur Deckung der variablen Kosten abgelöst und die Abhängigkeit von anderen Steuern 
und Gebühren in diesem Berdch verringert werden. Bis dahin werden diese Instrumente noch 
notwendig sein, damit die Kosten gedeckt und Anreize zur Kostenreduzierung geboten werden. 
Zudem sollte daran erinnert werden, daß der gegenwärtige Ansatz zur Kraftstoffbesteuerung in 
der Gemdnschaft weiterhin nicht nur durch Fragen der Verkehrspolitik, sondern auch durch 
Fragen der allgemeinen Steuerpolitik bestimmt wird, insbesondere dadurch, daß die 
Kraftstoffsteuem eine wichtige Eiimahmequelle bilden. 

2.2. 5 . 5 . Der hohe Dififerenäerungsgrad fortgeschrittener Gebührensysteme macht 

- wie im Grünbuch dargelegt - die Einführung telematikgestützter Gebühreneinzugssysteme 
erforderlich. Die Kommission setzt die Forschungsarbeiten auf dem Gebiet der Telematik mit 
diesem Ziel fort, doch ist klar, daß die Telematiktechnologie in naher Zukunft nicht auf breiter 
Basis eingefuhrt werden kann. Jedes derartige System muß eine europaweite Interoperabilität 
aufweisen, damit ein maximaler Nutzen errielt wird. Der Gemeinschaft kommt daher bei der 
Festsetzung klarer Anforderungen an die Gewährleistung dieser Interoperabilität eine, 
entscheidende Rolle zu. Überdies müssen die Möglichkeiten untersucht werden, die 
elektronische Gebühreneinzugssysteme mit automatischer Klassifizierung und 
Gebührenerhdjung und die Techniken des Wiegens während der Fahrt bieten, mit deren Hilfe 
das tatsächliche Achsgewicht bei hoher Geschwindigkeit gemessen wird und dadurch die 
Gebühren dichter an den tatsächlichen Kosten festgelegt werden können. 

2.2.5.6 Für die Festlegung der Höhe der Gebühren, die zur Deckung der 

Infrastrukturkosten erforderlich sind, wurden in den Mitgliedstaaten bisher unterschiedliche 
Methoden angewandt. In der Regel wurden die jährlichen Gesamtausgaben für Straßenneubau 
und Straßeninstandhaltung so auf die großen Fahrzeugkategorien umgelegt, daß das 
Gesamtaufkommen in unterschiedlichem Maße die Gesamtausgaben deckt. Es ist klar, daß im 
Falle der Entwicklung eines harmonisierten Konzepts für die Anlastung der Infrastrukturkosten 
innerhalb der Gemeinschaft sowohl för die Kostenbestandteile, die bei den betreffenden 
Gesamtkosten zu berücksichtigen sind, statt einfach die jährlichen Ausgaben anzusetzen, als 
auch für die Anlastung an die verschiedenen Fahrzeugkategorien gemeinsame Methoden 
festgelegt werden müssen. Dies ist besonders wichtig, um die Transparenz der Sätze und die 
Nichtdiskriminierung beim elektronischen Gebühreneinzug sicherzustellen. Unterdessen wurden 
folgende Schätzungen der Gesamtinfrastrukturkosten in der Ganeinschaft und der auf die 
schweren Nutzfahrzeuge entfallenden durchschnittlichen Kosten vorgenommen, auf deren 
Grundlage angemessene Gebühren festgesetzt werden sollten. 


11 



Drucksache 13/7733 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


2 . 2 . 5.1 Die jährlichen Ausgaben für die Siraßen in der Gemeinschaft werden 
insgesamt auf ca. 65 Mrd. ECU geschätzt^®\ Die Schätzung der Gesamtkosten, die auch die 
Verzinsung des in das Straßennnetz investierten Kapitals einscMießen, ist schwieriger, dürfte 
aber bei ca. 90 Mrd. ECU pro Jahr liegen^*®^ Davon lassen sich etwa 30 Mrd. ECU^“^ den 
Lastkraftwagen von mehr sds 12 Tonnen zurecHnen. Das jährliche Gesamtaufkommen aus 
Steuern, Benutzungsgebühren und Mautgebühren, die für jdle Lastkraftwagen von mehr als 
3,5 Tonnen^‘*^ entrichtet werden, liegt bei ca. 34 Mrd. ECU^*^\ 1995 waren ca. 4,8 Millionen 
Lastkraftwagen von mehr als 3,5 Tonnen in der Union zugelassen. Davon waren 2 Millionen 
Lastkraftwagen von mehr als 12 Tonnen. Dies läßt darauf schließen, daß Lastkraftwagen von 
mehr als 12 Tonnen nicht in vollem Umfang ihre Infrastrukturkosten bezahlen. 

2.2.5.8 Überthes entspricht die heutige Struktur der Gebührensätze für die 
verschiedenen Fahrzeugkategorien nicht den tatsächlich verursachten Infrastrukturkosten. So 
schwanken die Infrastrukturkosten Schätzungen zufolge zwischen 0,07 ECU/km für einen 
12-Tonnen-Lkw und 0,29 ECU/km für ein Sattelkraftfahrzeug mit (3+2) Achsen und einem 
Gesamtgewicht von 38 Tonnen. Einerseits richtet sich die von den meisten Mitgliedstaaten 
angewendete Struktur der Kraftfahrzeugsteuersätze nach diesen unterschiedlichen 
Infrastrukturkosten. Dies steht im Einklang mit der Richtlinie 93/89/EWG, auch weim die darin 
festgesetzten Mindestsätze dem zur Kostendeckung erforderlichen Niveau nicht entsprechen. 
Andererseits sind die heutigen Sätze der Benutzungsgebühren nicht angemessen differenziert. 
Denn aus Gründen der einfacheren administrativen Handhabung beruht die heutige 
Differenzierung auf zwei Gebührenniveaus aufgrund der Anzahl der Achsen (mehr und weniger 
als 4 Achsen), mit dem unerwünschten Ergebnis, daß für Fahrzeuge mit demselben 
Gesamtgewicht höhere Gebühren entrichtet werden müssen, wenn sie 4 Achsen statt 3 Achsen 
haben. Dies steht im Widerspruch zu den von diesen beiden Fahrzeugtypen verursachten 
Infrastrukturkosten. 

2.2.5. 9 Um sicherzustellen, daß die gesamten Fahrzeugabgaben zur Deckung der 
Infrastrukturkosten ausreichen, muß der inffastrukturbezogene Bestandteil der durchschnitt- 
lichen Benutzungsgebühren daher angemessen differenziert werden. Dies bedeutet, daß die 
Benutzungsgebühren für bestimmte Fahrzeugkategorien angehoben, für andere wiederum 
gesenkt werden müssen. 


2.2.6 Differenzierte Anlastung der Wegekosten 

2.2.6. 1 Es gibt zwei Arten von Straßeninfrastrukturkosten, die den Straßen- 

benutzem angelastet werden müssen; die Investitionskosten für den Straßenbau und die Kosten 
für die Ausbesserung der aus der Straßenabnutzung resultierenden Schäden. Die 
Investitionskosten ergeben sich aus der Notwendigkeit, Straßenkapazitäten zu schaffen oder 
auszubauen. Diese Kosten hängen von dem erforderlichen Straßenraum und den Merkmalen der 


(9) 


( 10 ) 

( 11 ) 

< 12 ) 

(13) 


Angaben der Mitgliedstaaten deuten auf Ausgaben von 65 Mrd. ECU hin. Dieses Niveau entspricht UNO- 
Statistiken über Ausgaben für Autobahnen, Fernverkehrsstraßen und regionalen Straßen. Wenn auch lokale 
und Stadtstraßen hinzugez&hlt werden, können die Ausgaben auf mindestens 80 Mrd. ECU geschätzt werden. 
Die Investitionsausgaben betragen etwa 45 % der Gesamtausgaben. Es wurde ein Zinssatz von 8 % und ein 
Verhältnis zwischen Investitionsausgaben und Kapitalkosten von 1:1,7 zugrunde gelegt. 

Wenn lokale und Stadtstraßen hinzugezählt werden, belaufen sich die Kosten auf 36 Mrd. ECU. 

Angaben Ober das genaue Aufkommen für Lkws von mehr als 12 Tonnen sind nicht verfügbar. 

Schatzung aufgrund der Angaben, die den Kommissionsdienststellen von den Ivfitgliedstaatcn mitgeteilt 
wurden; 
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verschiedenen Fahrzeugtypen ab. Schwere Nutzfahrzeuge sind groß und bewegen sich, 
insbesondere auf Steigungen, relativ langsam fort, so daß sie mehr Kapazität e^rdem, als 
wenn die Straße nur für Pkws ausgelegt wäre. Außerdem müssen die Straßen wegen des 
Eigengewichts und der Achslasten dieser Fahrzaige für höhere Belastungen ausgelegt werden, 
was die Kosten erhöht. Die Anlastung der Investitionskosten an die verschiedenen 
Fahrz^gkat^orien trägt diesen Ciberlegungen in der Regd Rechnung. 

2.2.6.2 Die von schweren Nutzfahrzeugen mit verschiedenen Achsanordnungen 
und Federungstypen verursachten Straßenschäden waren Gegenstand umfangreicher 
Forschungen. Daraus läßt sich mit einiger Genauigkeit ableiten, welche Schäden durch 
ordn ungs gemäß beladene Lkws verschiedener Konfigurationen verursacht werden. In diesem 
Fall lassen sich die Kosten für die Ausbesserung der Schäden auf der Basis der durchschnittlich 
zurückgelegteh Entfernungen zuscheiden. Die Mitgliedstaaten wenden aufgrund des 
Zusammenhangs zwischen Achslast und Straßenschäden seit langem abgestufte jährliche 
JCraftfahrzeugsteuem für Lkws an. Dieser Faktor bildete zusammen mit der Zuwdsung der 
Investitionskosten die Grundlage für die von der Kommission 1991 vorgeschlagenen 
MKndeststeuersätze. Die Forschungsergebnisse sprechen dafür, daß sich durch die Förderung der 
Benutzung von Lkws mit einer größeren Achsanzahl und einer straßenschonenderen Federung 
weitere erh^liche Vorteile erzielen lassen. 

2.2.6.3 Da die Kosten der Straßenbenutzung aufgrund der Fahrzeugmerkmale 
zeit- und ortsabhänig wesentlich schwanken, ist für eine effiziente Kostenanlastung in 
verschiedener Hinsicht eine genaue Differenzierung erforderlich. Die Anlastung der Kosten an 
die verschiedenen Straßenbenutzer sollte ebenfalls überprüft werden. Vorausgesetzt, daß 
bestimmte Kostenstrukturbedingungen erfüllt werden und eine effiziente 
Infrastrukturinvestitionspolitik verfolgt wird, dürften langfristig im Falle einer Kostenanlastung 
auf der Basis der Greiüdcosten die meisten Kosten gedeckt werden. Doch müssen anfangs 
wahrscheinlich auch Gebühren, die auf Durchschnittskosten basieren, erhoben werden. 


2.2.7 Externe Kosten 

2.2.7. 1 Daneben gibt es eine breite Palette weiterer Kosten, die der 
Straßenbenutzung unmittelbar zuzurechnen sind. Hierzu gehören die Kosten für Polizeidienst, 
Unfälle, Verkehrsstaus und andere umweltpolitische oder soziale Faktoren wie Lärm oder 
Schadstoffemissionen. Diese Kosten werden heute von der Gesellschaft durch das allgemeine 
Steueraufkommen, aus denen beispielsweise die Kosten für den Notfalldienst und die 
Krankenhausbehandlung bezahlt werden, oder durch die Auswirkungen von Lärm, Emissionen 
und Unfällen auf die Gesundheit und Lebensqualität der Bevölkerung getragen. Die Kosten der 
Verkehrsstaus werden dagegen von den Verkehrsteilnehmern durch längere Fahrzeiten getragen, 
obwohl dies wegen des unterschiedlichen Stellenwerts der Zeit für die Verkehrsteilnehmer eine 
ineffiziente Meüiode zur Kapazitätszuweisung ist. 

2 . 2 . 1 .2 Obwohl die Kostenschätzungen für einzelne Extemalitäten mit großer 
Ungewißheit behaftet sind und die Kosten zwischen den Verkehrsträgern und innerhalb 
derselben sowie nach Zeit und Ort der Straßenbenutzung erheblich schwanken, ist die 
Größenordnung der Gesamtkosten - die grob gesehen insgesamt mit dem direkten Beitrag der 
Landverkehrsträger zum BIP vergleichbar ist - so erheblich, daß es gerechtfertigt ist, 
Maßnahm en zu ergreifen. Es wäre wünschenswert, in Zukunft eine bessere Übereinstimmung 
zwischen diesen Kosten und dem Niveau der Gebühren herzustellen, doch bedarf es einer 
verbesserten Technologie, um eine verfeinerte Kostenanlastung umzusetzen. 
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12.13 Auf der Grundlage der spezifischen Emissionen eines repräsentativen 

EURO I-Lkws im Überlandzyklus wurden die Kosten nur für die örtliche Luftveiischmutzung 
vorsichtig auf etwas mehr als 0,03 ECU/km geschätzt^^^\ Dieser Wert berücksichtigt kdne 
weiteren Arten der Luftverschmutzung oder andere externen Faktoren wie etwa Lärm, 
Verkehrsstaus oder Unfälle und ist daher als sehr vorsichtige Schätzung der externen Kosten 
in der Gemeinschaft anzusehen. 

1.1.1. A Mehrere Organisationen haben versucht, über die vorstehend dargel^e 

örtliche Luftverschmutzung hinaus die gesamten externen Kosten zu schätzen. Das Grünbuch 
der Kommission enthält hierzu dnen aus der einschlägigen Literatur abgeleiteten Ntittelwert von 
ca. 0,33 ECU je Tormenkilometer im Straßengüterverkehr ohne Kosten der Verkehrsstaus. 
Aufgrund verschiedeiier Armahmen für die Umsetzung des Schätzwertes je Tonnenkilometer 
in Kosten je Fahrzeugkilometer laßt sich ein durchschnittlicher Wert der externen Kosten des 
Straßengüterverkehrs von ca. 0,5 ECU je zurückgelegtem Kilometer (ohne Kosten der 
Verkehrsstaus) ableiten. Ih einer kürzlich von ECOPLAN^’®’ durchgeführten Studie wurde 
nachgewiesen, daß die externen Kosten der Lkws im Alpengebiet bis zu 2 ECU erreichen 
körmen. 

2.2.7 5 Die bestehenden Gebührensysteme erlauben keine entferhungsabhängige 

Erhebung, so daß die jährlichen Gebühren aufgrund von Schätzungen der jährlich 
zurückgelegten Entfernung und der geschätzten Kosten je Kilometer festgesetzt' werden müssen. 
Pauschale Umweltgebühren sind jedoch wenig wirksam in bezug auf die Beeinflussung der 
zurückgelegten Entfernungen, so daß eine angemessene Differenzierung dieser Gebühren 
wichtiger ist als ein hoher absoluter Wert. 


2.2.8 Differenzierung der externen Kosten 

2.2.8. 1 Für die Kontrolle der durch den Verkehr verursachten Luftverschmutzung 
verfolgte die Gemeinschaft in den letzten zehn Jahren mit der Festsetzung von 
Emissionsnormen für die Fahrzeuge ein rein ordnungspolitisches Konzept. Derzeit bestehen drei 
verschiedene Emissionsnormen für schwere Nutzfahizeuge, und zwar die Norm von vor 1988 
(als nicht-EURO bezeichnet), EURO I, die im Oktober 1993 verbindlich ein^führt wurde, und 
EURO n, die ab Oktober 1996 verbindlich gelten wird. 

2.2.8.2 Diese Verordnungen legen fest, welche Höchstmengen an Schadstoffen 
die Motoren ausstoßen dürfen, um den Anforderungen dieser Verordnung zu genügen. Diese 
Spezifikationen umfassen eine Reihe von Substanzen, durch deren Gewichtung sich aber 
relative Gesamtverschmutzungsniveaus für verschiedene Fahrzeugkategorien ermitteln lassen. 
Wird für das Verschmutzungsniveau EURO I ein Wert von 100 (Einheiten) angesetzt, so ergibt 
sich nach Schätzung der Kommission für Vor-EURO-Lkws ein Wert von ca. 180 und für die 
Emissionen der EURO-II-Lkws ein Wert von ca. 70. Diese Schätzungen können daher als 
Grundlage für die Differenzierung der von verschiedenen Fahrzeugkategorien verursachten 
externen Kosten herangezogen werden. 


Wird ein Wert von 3 ECU/kg NOx zugrunde gelegt, so ergibt eine vorsichtige Schätzung der Kosten der 
Luftverschmutzung - ohne Schwebstoffe - für einen gewöhnlichen Fahizeugtyp einen Wert von 0,03 ECU/km. 
Auswirkungen der Einbeziehung der externen Kosten des Straßengüterverkehrs in die Wegeentgelte: Eine 
Fallstudie für die Alpen. ECOPLAN, März 1996. 
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2.2.8.3 Die externen Kosten schwanken jedoch nicht nur je nach der 

Fahrzwgkategorie, sondern weisen auch je nach Zeit und Ort erhebliche Schwanlaingen auf. 


2.3 Andere Erwägungen 

2.3.1 Die Vollendung des Binnenmarktes und dessen Vitalität haben zu einer Zimahme 
des Handels innerhalb der Gemeinschaft geführt, und die Erweiterung der Gemeinschaft im 
Januar 1995 hat das Wachstum des iimergemeinschaftlichen Handels noch verstärkt. Diese 
Ausweitung des Handels stellt erhöhte Anforderungen an die Infrastruktur und erzeugt mit der 
Zeit einen zusätzlichen Infrastrukturbedarf, so daß Methoden zur besseren Nutzung der 
bestehraden Kapazität erforderlich sind. 

2.3.2 Die mit dem Straßenverkehr zusammenhängenden Umweltprobleme werden 
zunehmend anerkannt. In vielen Fällen handelt es sich hierbei um lokale oder regionale 
Probleme, die auf der Ebene der Mitgliedstaaten gelöst werden sollten. Die Gemeinschaft ist 
jedoch gefordert zu handeln, wenn grenzübergreifende externe Effekte bestehen, wenn es 
Auswirkungen auf den Binnenmarkt gibt, wenn durch Gemeinschaftsmaßnahmen Skalenerträge 
erzielt werden können oder andere Politikbereich berührt werden. Bei den mit dem 
internationalen Güterverkehr zusammenhängenden Umweltproblemen sind mehrere dieser 
Voraussetzungen gegeben. 

2.3.3 Die Erweitenmg der Gemeinschaft hat tiefgreifende Auswirkungen auf die 
Alpenregion, die eine natürliche Barriere zwischen Nord- und Südeuropa bildet. Zwischen 1984 
und 1994 erhöhte sich die Zahl der Lkw-Fahrten durch diese Region doppelt so schnell wie die 
durchschnittliche Verkehrszunahme in der Union^‘®^. Da die Zahl der Strecken durch dieses 
Gebiet sät je begrenzt ist, wird der Druck auf diese Transitstrecken infolge des zunehmenden 
Handels zwischen Nord- und Südeuropa immer größer. 

2.3.4 Neben dem zunehmenden Verkehrsaufkommen fuhren die geographischen 
Verhältnisse dieser Region zu besonders hohen Bau- und Instandhaltungskosten. Zudem ist die 
Alpenregion besonders empfindlich, was die Auswirkungen der Umweltverschmutzung angeht. 
Demzufolge sind die Alpenstaaten - ob Mitgliedstaaten der Gemeinschaft (Österreich, 
Frankreich und Italien) oder nicht (Schweiz) - mit mehr oder wenigen ernsten Problemen 
konfrontiat. Es ist daher wichtig, daß die spezifischen Probleme dieser Region im Rahmen der 
verkdirspolitischen Strategie der Gemeinschaft umfassend angegangen werden. 

Dies wird im Zusammenhang mit dem "Rahmen der Umweltauswirkungen" geschehen, welcher 
im "Aktionsprogramm 1995-2000 der gemeinsamen Verkehrspolitik" (KOM(95) 302 endg.) 
angekündigt worden ist. 


3. DER VORSCHLAG 

3.1 Ziele 

3.1.1 Ausgehend von der dargelegten Problematik, verfolgt die Kommission mit 
diesem Vorschlag in erster Linie folgende Ziele: 


( 16 ) 


(Quelle; Generalsekretariat des Eidgenössischen Energie- und Verkehrsdepaitements, Oktober 1995. 
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a) Weiterentwicklung des Binnenmarkts im Straßenverkehr; 

b) CJewährleistung einer besseren Deckung der mit der Straßenbenutzung verbundenen 
Kosten einschließlich der externen Kosten; 

c) Gewährleistung einer stärkeren, kostenorientierten Differenzierung der Gebühren; 

d) Weiterentwicklung des Territorialitätsprinzips bei der Anlastung der Wegekosten. 

3.1.2 Der Vorschlag wird dem allgemeinen Ziel der Weiterentvwcklung des 
Binnenmarktes dadurch gerecht, daß Wettbewerbsverzerrungen reduziert werden. Dieses Ziel 
wird durch eine weitere Harmonisierung des Steuer- und Benutzungsgebührenniveaus für 
identische Fahrzeugkategorien - unabhängig vom Zitiassungsland - erreicht. Das reibungslose 
Funktionieren des Binnenmarktes setzt aber auch die Bereitstellung und Instandhaltung 
angemessener Verkehrsinfrastrukturen voraus, deren Kosten von den Benutzern gedeckt werden 
müssen Damit dies auf gerechte Weise geschieht, ist eine stärkere Differenäerung der 
Gebühren notwendig. Desgleichen sind Bestimmungen erforderlich, um in den Gdsühren 
verschiedene externe Kosten zu berücksichtigen. Außerdem sollte die Gebührenerhebung 
zunehmend auf territorialer Basis erfolgen, damit die Kosten dort gedeckt werden, wo sie 
entstehen. 

3.1.3 Durch folgende Merkmale der Richtlinie wird die Erreichung der übrigen Ziele 
sichergestellt: 

a) Einführung einer stärkeren Differenzierung in der Höhe der jährlichen 
Kraftfahrzeugsteuer und der Benutzungsgebühren für einzelne Fahrzeugkategorien 
entsprechend den verursachten Kosten. 

Damit soll sichergestellt werden, daß die Gebühren den Kosten besser entsprechen und 
Anreize für die Fahrzeughalter schaffen, Fahrzeuge zu benutzen, die weniger Schäden 
verursachen. 

Durch diese Differenzierung erhöht sich die jährliche Benutzungsgebühr im gewichteten 
Durchschnitt von 1020 auf 1258 ECU; die Benutzungsgebühr für EURO ürFahrzeuge 
der niedrigen Schadensklasse sinkt auf 750 ECU, während die Benutzungsgebühr für 
Nicht-EURO-Fahrzeuge der hohen Schadensklasse auf 2 000 ECU steigt. 

b) Einführung von geänderten Regeln für die Kraftfahrzeugsteuer sowie für die Maut- und 
Benutzungsgebühren, um das Benutzungselement (vor allem bei Maut- und 
Benutzungsgebühren) stärker zu betonen und sich dem Territorialitätsprinzip bei der 
Anlastung der Wegekosten anzunähem. 

c) Eine weitere Harmonisierung der Struktur und der Niveaus der Kraftfahrzeugsteuem und 
Gebühren in der Gemeinschaft. 

Dieses Ziel wird erreicht durch die Einführung einer Bandbreite, innerhalb der die 
Sätze der Benützungsgebühren und Kraftfahrzeugsteuem schwanken können (Festlegung 
von Mindest- und Höchstsätzen), sowie von Regeln für die Struktur dieser Gebühren 
und Steuern. Diese Maßnahmen fordern die Entwicklung eines Binnenmarktes im 
Straßengüterverkehrsgewerbe, lassen aber genügend Raum, um Variationen in den 
Infrastmkturkosten in der Gemeinschaft zu berücksichtigen. 
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d) Einführung der Möglichkeit der Berücksichtigung eines externen Kostenbestandteils bei 
den Maut- und Benutzungsgebühren. 

Mautgebühren dürfen heute nur die Infrastrukturkosten decken. Wie bei den 
Benutzungsgebühren wird vorgeschlagen, daß auch ein externer Kostenbestandteil 
berücksichtigt werden darf. 

e) Einführung des Begriffs der empfindlichen Strecken, auf denen in Anbetracht ihrer 
höheren externen Kosten ein höherer externer Kostenbestandteil berechnet werden darf. 

f) Besondere Vorschriften für Benutzungsgebühren für kürzere Zeiträume. Ferner wird 
vorgeschlagen, daß die entsprechenden Sätze attraktiver gestaltet werden sollen, damit 
der Übergang zu einer Greiizkostenanlastung gefördert wird. 


Eine Übersicht über die heutigen imd die vorgeschlagenen Gebühren für verschiedene 
Fahrz^gkategorien ist in Tabelle 4 enthalten (Anhang 1 enthält eine ausführliche Beschreibung 
der Veränderungen); 


Tabelle 4 


Veränderung der Kraftfahrzeugsteuem und Benutzungsgebühren 


ECU pro Jahr 


Heutige und vorgeschlagene Abgabensätze für verschiedene Fahrzeugkategorien 


Alle 

Mitglied- 

staaten 

Mitgliedstaaten, die 
keine Benutzungsge- 
bühren erheben 

Mitgiiedstaaten, die BenutzungsgebOhien 
erheben 

Fahizeugait 

Gegenwärtige 
jährliche Ktz- 
Steuer** 

Vorge- 

schlagene 

Kiz-Stcuer^ 

Prozentuelle 
Veränderung 
der jährlichen 
Kfz-Steuer 

Vorge- 

schlagene 

Kfz-Stcuer^> 

Gegenwärtige 

jährliche 

Benutzungs- 

gebühr**^ 

Vorgeschla- 
gene jährliche 
Benutzungs- 
gebühr**^ 

Prozentuale 
Veränderung 
der jährlichen 
Benutzungs- 
gebühr 

2+2 Achsen a.F. 38 t 
Nicht-Euro-Fahrz. 

706 

854 

+21 

0 

1250 

2000 

+60 

2+2 Achsen Lf. 38 t 
Nicht-Euro-Fahrz. 

465 

563 

+21 

0 

1250 

1500 

+20 

2+2 Achsen Lf. 

38 t Euro I 

465 

512 

+10 

0 

1250 

1350 

+8 

2+2 Achsen Lf. 

38 t Euro II 

465 

465 

0 

0 

1250 

1250 

0 

2+3 Achsen a.F. 

38 t Nicht-Euro-Fahrz. 

515 

623 

+21 

0 

1250 

1500 

+20 

2+3 Achsen Lf. 

38 t Nicht-Euro-Fahrz. 

370 

448 

+21 

0 

1250 

1500 

+20 

3+3 Achsen a,F.. 

38 t Nicht-Euro-Fahrz. 

225 

272 

+21 

0 

1250 

1000 

-20 

3+3 Achsen Lf. 

38 t Nicht-Euro-Fahrz. 

186 

225 

+21 

0 

1250 

1000 

-20 

3+3 Achsen a.F, 

38 t Euro II 

. 225 

225 

0 

0 

1250 

750 

-40 

3+3 Achsen Lf, 

38 t Euro II 

186 

186 

0 

0 

1250 

750 

-40 


a) Mindestsätze Lf. = Luftfederung oder gleichwertige 

b) Höchstsätze a.F.= andere Federung 


17 



Drucksache 13/7733 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


3.2 Inhalt des Vorschlags 

a) Geltungsbereich des Vorschlags (Artikel 2) 

3.2.1 Der Geltungsbereich des Vorschlags ist gegenüber der Richtlinie 93/89/EWG 
unverändert, sie gilt somit nur für Lastkraftwagen mit mehr als 12 Tonnen Gesamtgewicht. 

b) Jährliche Kraftfahrzeugsteuer (Artikel 3, 4, 5 und 6) 

3.2.2 Um den Nfitgliedstaaten, die ihre Kraftfahrzeugsteuem in den letzten Jahren 
deutlich anheben mußten, dne Periode der Stabilität einzuräumen, \drd vorgeschlagen, die 
heutigen Mindestsätze der |ährlichen Kraftfahrzeugsteuer für Fahrzeuge, die der EURO 11- 
Norm entsprechen (verbindlich ab Oktober 1996), beizubehalten. Damit den Haltern ein 
finanzieller Anreiz geboten wird, ältere Fahrzeuge durch weniger umweltschädigende Fahrzeuge 
zu ersetzen, werden etwas höhere Sätze für nicht-EURO und EURO I-Fahrzeuge (10% bzw. 
21%/*’^ vorgeschlagen. Diese Differenäerung berücksichtigt die bestehende Regelung, wonach 
für Fahrzeuge mit einem straßenschonenderen Federungssystem angesichts der von ihnen 
verursachten geringeren Straßenschäden geringere Mindestsätze vorgesehen sind. 

3.2.3 Die Differenzierung der jährlichen Kraftfahrzeugsteuem nach Richtlinie 
93/89/EWG galt nur für die Mindestsätze dieser Abgaben. Den einzelnen Mitgliedstaaten steht 
es zwar frei, eine Differenziemng durch höhere Abgaben für stärker umweltverschmutzende 
Fahrzeuge einzuführen, doch hat kein Mitgliedstaat dies bisher getan. Da eine Harmonisiemng 
der Wettbewerbsbedingungen und Beeinflussung der Fahrzeugwahl der Halter auf 
Gemeinschaftsebene wünschenswert ist, scheint es angebracht, diese Differenziemng für alle 
Sätze der jährlichen Kraftfahrzeugsteuer in allen Mitgliedstaaten verbindlich vorzuschreiben. 
Die vorgeschlagene Differenziemng der jährlichen Kfz-Steuersätze bedeutet, daß die Steuersätze 
für Nicht-EURO-Lkws 10% über denen für EURO-I-Lkws liegen, die wiedemm 10% über 
denen für EURO-II-Lkws liegen. 


3.2.4 Damit die Mitgliedstaaten sich stärker auf benutzungsabhängige Gebühren 
stützen, wird außerdem vorgeschlagen, daß sie die Kraftfahrzeugsteuem unter die 
Mindestbeträge herabsetzen dürfen, vorausgesetzt, sie wenden bereits ein 
Benutzungsgebührensystem an oder beabsichtigen die Einfühmng eines solchen Systems. Da 
ferner die Einfühmng von Mindestsätzen für das Benutzungsgebühraisystem vorgeschlagen 
wird (Artikel 7 Ziffer 6), stellt dieso" Vorschlag sicher, daß die Mitgliedstaaten die 
Infrastmkturkosten weiterhin ausgewogen decken können und gleichzeitig einen Schritt in 
Richtung einer weiteren Harmonisiemng der Wettbewerbsbedingungen im Binnenmarkt tun. 


c) Benutzungs- und Mautgebfihren (Artikel 7) 

3.2.5 Da die Benutzungsgebühren nur zur Deckung der durchschnittlichen Kosten des 
Straßennetzes bestimmt sind, decken sie nicht die Kosten spezifischer kostspieliger 
Verkehrseinrichtungen wie Tunnels, Brücken, Gebirgspässe oder sog. empfindlicher Strecken. 
Die Bestimmung des Artikels 7 Ziffer 3 sieht daher in bestimmten Fällen die Anwendung 
beider Instmmente vor. 


av 


10% zwischen jeder Kategorie (1.10*1.10 = 1.21, d.h. 21%). 
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3.2.6 Die Höchstsätze der Benutzungsgebühren ermöglichen eine angemessene 
Deckung der Infrastrukturkosten (unter Berücksichtigung der Mineralölsteuac- und der 
Kraftfahrzeugsteuer) und die Berücksichtigung eines gewissen Gebührenbestandteils für externe 
Kosten. Die Infrastrukturkomponente beträgt höchstens 1.600 ECU und die Umweltkomponente 
höchstens 400 ECU: Es wird Vorgeschlagen, die Infrastrukturkomponente in drei 
Schadensklassen aufgrund der jeweils verursachten unterschiedlichen Infrastrukturkosten zu 
differenzieren. Die externe Komponente wird nach den gewichteten Emissionsgrenzwerten der 
Typgenehmigung des Motors differenziert. Diese Ändenmgen fuhren zu einem viel gerechteren 
System der Kostenanlastung und bewirken lediglich einen Anstieg der gewichteten 
durchschnittlichen jährlichen Gebühr von 1020 auf 1258 ECU je Fahrzeug (Artikel 7 Ziffer 6). 

3.2.7 Damit die Wettbewerbsbedingungen weiter harmonisiert werden und 
sichergestellt wird, daß die Mitgliedstaaten, die die jährliche Kraftfahrzeugsteuer herabsetzen 
wollen, ein System bdbehalten, das eine angemessene Anlastung der Infrastrukturkosten 
gewährleistet, wird vorgeschlagen, Mindestsätze für das Benutzungsgebührensystem 
einzufuhren. Diese Sätze betragen 50% der Höchstsätze. Diese Mindestsätze entsprechen 
ungefähr den heutigen Mindestsätzen der Kraftfahrzeugsteuer. Dadurch wird sichergestellt, daß 
falls die Mitgliedstaäten sich entschließen, die jährlichen Kraftfährzeugsteuem bei der 
Einfühnmg von Benutzungsgebühren abzuschaffen, die umfassende Harmonisierung der 
Verkehrsabgaben (Gebühren und Steuern) gestärkt und nicht geschwächt wird (Artikel 7 
Ziffer 6). 

3.2.8 Um die Harmonisierung der Wettbewerbsbedingungen im Binnenmarkt 
sicherzustellen und die Anreize zur Beeinflussung der Entscheidungen der Fahrzeughalter über 
ihre Flotten wirksamer zu gestalten, wird außerdem vorgeschlagen, die Differenzierung aller 
Benutzungsgebührensätze verbindlich vorzuschreiben (Artikel 7 Ziffer 6). 

3.2.9 In der Richtlinie 93/89/EWG wurden jährliche Höchstwerte für die 
Benutzungsgebühren festgelegt. Die Mitgliedstaaten waren gehalten, die Benutzungsgebühren 
entsprechend der Dauer der Benutzung der betreffenden Verkehrsinfrastruktur festzusetzen, 
doch wurden keine Sätze oder Zeiträume festgelegt. Die Benutzungsgebühren sollen die 
tatsächlichen Kosten für Straßenbau und -benutzung widerspiegeln, und die Gebühren sollten 
sich daher stärker an der tatsächlichen Nutzung des Fahrzeugs orientieren. Von jährlichen 
Gebühren geht aber nicht die richtige SignälAvirkung für die Straßenbenutzer aus, denn wenn 
die Gebühr erst einmal bezahlt ist, gibt es für den Benutzer keinerlei Arweiz, sich bei der 
Benutzung der Straßen Beschränkungen aufzuerlegen. Vielmehr sinken die entsprechenden 
Kosten je Kilometer, je mehr Kilometer das Fahrzeug zurücklegt. Deshalb werden die 
Mitgliedstaaten in dem Vorschlag verpflichtet, Gebühren für kürzere Zeiträume vorzusehen, die 
der tatsächlichen Straßenbenutzung besser entsprechen; hierzu wird das zulässige Verhältnis 
zwischen täglichen, wöchentlichen, monatlichen und jährlichen Gebührenzeiträumen festgesetzt. 
Dies soll die Verkehrsuntemehmen ermutigen, Benutzungsgebühren zu zahlen, die in engerem 
Zusammenhang mit der tatsächlichen Benutzung der Infrastruktur stehen (Artikel 7 Ziffer 7). 

3.2.10 Der Vorschlag trägt dem Rechnung, daß einige Mitgliedstaaten Mautgebühren statt 
Benutzungsgebühren zur Anlastung der Wegekosten für Autobahnen verwenden. Wichtig ist, 
daß die Mautgebühren auf faire und transparente Weise festgesetzt werden und wie die 
Benutzungsgebühren nicht zur Ausnutzung einer Monopolstellung mißbraucht werden können. 
Die Kosten für spezifische Infrastruktureinrichtungen können aber stark voneinander abweichen, 
und daher werden in der Richtlinie keine Höchstsätze für die Mautgebühren festgelegt, da dies 
den Bau kostspieliger, aber notwendiger Infrastrukturen behindern könnte. Statt dessen wird 
versucht, sicherzustellen, daß die Mautsätze so festgelegt werden, daß sie zur Deckung der 
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tatsächlichen Kosten einschließlich einer zufriedenstellenden Reiitabilität ausreichen (Artikel 7 
Ziffer 8). 

Artikel 7 Ziffer 8 stellt sicher, daß die Mitgliedstaaten die Kapitalkosten jedes individuellen 
Teils ihrer Infrastruktur, auf dem Mauten erhoben werden, voll decken können. Da 
Infrastrukturausgaben einem anderen Zeitprofil als Kapitalkosten unterliegen, bedeutet diese 
Bestimmung, daß die Nfitgliedstaaten Mauteinkünfte einer bestinimten Infrastruktur, die über 
diesen Ausgaben liegen, zu anderen Zwecken, zum Beispiel zur Finanzierung anderer Teile 
des Infrastruktumetzwerkes, verwenden können. 

3.2.11 Damit die Vereinbarkeit von Benutzungs- und Mautgebühren gewahrt bleibt, sieht 
die Richtlinie die Möglichkeit der Berücksichtigung einer spezifischen externen 
Kostenkomponente in Höhe von bis zu 0,03 ECU/km in den Mautgebühren vor. Diese Zahl soll 
nicht den externen Kosten auf einem bestimmten Autobahnabschnitt entsprechen, sondern diese 
Gebühren auf einem Niveau halten, das die externen Kosten des Straßenverkehrs insgesamt 
nicht übersteigt (Artikel 7 Ziffer 8). 


d) Empfindliche Strecken (Artikel 7 Ziffern 9 und 10 und Artikel 9) 

3.2.12 Es ist klar, daß die Kosten für die Bereitstellung der Infrastruktur und deren 
Benutzung in der Gemeinschaft nicht überall gleich sind. In den meisten Teilen der 
Goneinschaft dürften diese Kosten nicht stark voneinander abweichen. Es muß aber anerkannt 
werden, daß diese Kosten in einigen Gebieten ganz erheblich über dem Durchschnitt liegen 
können, beispielsweise in Gebieten mit einer gefährdeten Umwelt oder mit ernsthafter 
Verkehrsüberlastung. 

3.2.13 Der Vorschlag enthält daher Bestimmungen für die Festlegung sog. empfindlicher 
Strecken in solchen Gebieten. Zur Bestimmung empfindlicher Strecken sollten die Kriterien des 
Artikels 9 zugrunde gelegt werden: die Kriterien zur Beurteilung der Frage, ob eine Autobahn 
überlastet ist und/oder ob der dortige Verkehr erheblich zur Verletzung von Luftqualitätsnormen 
und/oder zur Überschreitung von Lärmemissionsgrenzwerten in der Umgebung beiträgt. Ferner 
müssen zusätzliche Bedingungen erfüllt sein, vor allem muß in dem betreffenden Gebiet ein 
Angebot an Verkehrsdiensten angemessener Qualität durch andere Verkehrsträger bestehen mit 
einem offenem und diskriminierungsfreien Zugang zu der Infrastruktur für die 
Gemeinschaftsunternehmen, die eine Genehmigung innehaben, und es müssen Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Luftverschmutzung aus allen anderen (gellen getroffen worden sein. 
Außerdem müssen die vorgeschlagenen Gebühren begründet werden; die Begründimg enthält 
eine Beschreibung: der Methode und der Berechnungsweise, anhand deren die Sätze festgesetzt 
wurden; der Organisation anderer Verkehrsträger in dem Gebiet; der Maß nahmen, die zur 
Reduzierung der relevanten externen Kosten aller Straßenbenutzer in dem Gebiet getroffen 
wurden sowie der Maßnahmen, die zur Bekämpfung aller Quellen der Luftverschmutzung in 
dem Gebiet ergriffen wurden. 

3.2.14 Da die Benutzungs-Grundgebühr einen Beitrag zur Deckung nur der 
durchschnittlichen externen Kosten des gesamten Straßennetzes leisten soll, ist die Deckung 
dieser Kosten durch eine Zusatzgebühr für empfindliche Strecken, auf denen die externen 
Kosten außergewöhnlich hoch sind, gerechtfertigt. Demnach wird vorgeschlagen, daß jeder 
Mitgliedstaat unabhängig von dem von ihm angewandten Gebührensystem für empfindliche 
Strecken Mautgebühren zur Deckung der Infrastrukturkosten und zusätzlich einen externen 
Kostenanteil von bis zu 0,5 ECU je Kilometer verlangen kann. Die jeweilige Höhe der 
Gebühren ist anhand einer plausiblen wirtschaftlichen Begründung zu bestimmen. 
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Zur Deckung der Wegekosten auf empfindlichen Strecken können die Mitgliedstaaten zwischen 
einem Maut- oder einem Benutzungsgebührensystem wählen. Eine solche Benutzungsgebühr 
würde für einen Tag für die Fahrt auf der genannten empfindlichen Strecke in einem 
Mi^iedstaat gelten. Der Preis der Tagesgebühr muß unter Angabe plausibler wirtschaftlicher 
Ar^mente festgesetzt werden und darf in keinem Fall 15 ECU pro Tag überschreiten. 

3.2.15 Da dieser Vorschlag die Existenz empfiridlicher Strecken einschließlich überlasteter 
Korridore berücksichtigt, ist Artikel 10 Buchstabe c der Richtlinie 93/89/EWG ("spezifische 
Gebühren, mit denen orts- oder zeiftedingten Verkehrsstauungen entgegengewirkt werden soll") 
durch Artikel 7 des Vorschlags abgedeckt und wurde daher gestrichen. In diesem Sinne fördert 
der Vorschlag die Anwendung einer stark differenzierten Kostenanlastung füi Verkehrsstaus 
unter Einbeziehung der Kostenanlastung für Verkehrsstaus im Überlandverkehr in die Maut- 
und Benutzungsgebühren. Die Kostenanlastung im Stadtverkehr ist ebenso wie in der Richtlinie 
93/89/EWG noch nicht geregelt (Artikel 1 1 Buchstabe b). 


3.3 Die Rechtsgrundlage für den Vorschlag 

Die Kommission schlägt vor, den Vorschlag auf der Grundlage von Artikel 75 des EG- 
Vertrages anzunehmen. Dieser ist die für den Rat relevante Bestimmung zur Erlassung von 
Maßnahmen (einschließlich steuerlicher Maßnahmen), die auf die Festlegung einer 
gemeinsamen Verkehrspolitik einschließlich der Abschaffung der Wettbewerbsverzerrung unter 
gemeinschaftlichen Verkehrsuntemehmen abzielt. 

3.4 Prüfung der Auswirkungen 

3.4.1 Auswirkungen auf die Zusammensetzung der Lkw-Flotte 

3.4. 1.1 Die obligatorische Differenzierung bei den Kraftfahrzeugsteuem und 
Benutzungsgebühren wird sich wahrscheinlich auf die Zusammensetzung der Lkw-Flotte in der 
Gemeinschaft insgesamt auswirken. Für Fahrzeuge, die weniger Straßen- und Umweltschäden 
verursachen, werden nämlich in jeder Gewichtskategorie die Gebühren niedriger sein. Anhang 1 
enthält einige Beispiele für sich daraus hinsichtlich der Gebühren ergebende Unterschiede 
zwischen verschiedenen Fahrzeugtypen. Daraus läßt sich ersehen, daß unter Zugrundelegung 
der gegenwärtigen Gebühren durch eine zusätzliche Achse bei einem 40-Tonnen-F ahrzeug 
während der Lebensdauer dieses Fahrzeugs bis zu 5.400 ECU gespart werden können^‘*\ Für 
einen Straßenverkehrsuntemehmer, der einen 40-Tonnen-Lkw betreibt, belaufen sich nach dem 
heutigen Stand der Gebühren die Einsparungen für die straßenschonendste Achsanordnung 
(3 + 3 Achsen) mit Luftfederung auf 9.300 ECU verglichen mit der Konfiguration, die die 
meisten Schäden verursacht (2 + 3 Achsen) ohne Luftfederung. Aufgrund der Differenzierung 
von Gebühren nach Emissionskategorien können im Vergleich zü einem EURO I-Fahrzeug 
(3+2 Achsen, Luftfederung) für ein EURO II-Fahrzeug fast 3.000 ECU gespart werden. 

3.4. 1.2 Die aufgrund dieses Vorschlags möglichen Gebühreneinsparungen sollen 
Anreize für Straßenverkehrsuntemehmer bieten, in neue Ausrüstung zu investieren^*®^ durch die 


Im Vergleich zu einer möglichen Ersparnis von 2.400 ECU unter Zugnmdelegung der 
Riclülinie 93/89/EWG. 

Dies kann ein "saubereres" Fahrzeug, ein Fahrzeug mit mehr Achsen oder ganz einfach die Montage einer 
zusätzlichen Achse an einem bestehenden Fahrzeug sein. 
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die schädlichen Auswirkungen auf Infrastruktur und Umwelt in der Gemeinschaft insgesamt 
verringert und die damit zusammenhängenden Kosten gesenkt werden. Ahnliche..^derungen 
in der Best^erung schwerer Lastfahrzeuge in den USA wurden in der Studie "Road Work"^^ 
analysiert, die als Anhaltspunkt dafür dienen kann, wie sich die Zusammensetzung der Flotte 
wahrscheinlich infolge des vorliegenden Vorschlages ändern würde. Diese Studie ging von 
entfemungsbezogenen Gebühren aus und kam zu dem Ergebnis, daß mit einer Zunahme der 
straßenschonenden Fahrzaige imd mit geringeren Kilometerleistungen in den am stärksten 
straßenschädigenden Kategorien zu rechnen ist. 

3. 4. 1.3 Aufgrund der durch das vorgeschlagene- Gebührensystem gebotenen 
wirtschaftlichen Anreize werden die Unternehmer sich wahrscheinlich so verhalten, we es ihrer 
speziellen Situation am angemessensten ist. Die dynamischen Effekte geänderter Steuern imd 
Gebühren sollten nicht unterschätzt werden - obwohl kurzfristig keine großen Änderungen zu 
erwarten sind, dürften die Fahrzcugflotten in einigen Jahren nach und nach weniger Schäden 
verursachen. Sicher ist damit zu rechnen, daß die Verkehrsuntemehmer in einigen Fällen 
Hintertüren finden, um die vorgeschlagenen Gebühren und Steuern zu lungehen; geht man 
davon aus, wird der durchschnittliche Kostenanstieg niedriger ausfallen. Die Analyse der 
Auswirkungen umfaßt einmal ein Szenario, das den Basisfall für das Verhalten der 
Verkehrsuntemehmer zugmndelegt, und zusätzlich ein sogenanntes "Marktreaktions"-Szenario, 
das die Änderungen berücksichtigt. 

3. 4. 1.4 Ende 1995 waren etwa 2 Millionen schwere Lastfahrzeuge über 12 Tonnen 
Gesamtgewicht in der Gemeinschaft registriert^^*\ Die Schätzungen gehen davon aus, daß 
innerhalb eines Jahres 7,5 % neue Fahrzeuge zugelassen und 4,5 % des Bestandes ausgemustert 
werden, woraus sich ein Wachstum von 3 % ergibt. Ab Oktober 1996 müssen Fahrzeuge den 
EURO-Ü-Normen entsprechen, so daß sich die vorgeschlagene Differenzierung nur auf die 
Ausmusterungsrate und auf den Einsatz von Fahrzeugen auswirkt, die Benutzungsgebühren 
bezahlen. Die EURO-III-Normen werden wahrscheinlich ab 2001 gelten. In der nachstehenden 
Tabelle ist die voraussichtliche Zusammensetzung der Flotte in den Jahren 1998 und 2005 unter 
Berücksichtigung der obengenannten Ändemngen als "Basisfall" dargestellt. Die Tabelle im 
"Marktreaktions"-Szenario zeigt, wie sich die Zusammensetzung der Flotte ändert, wenn man 
davon ausgeht, daß sich die Ausmustemngsrate von Fahrzeugen der Schadensklasse BI nach 
1997 im Vergleich zum Ausgangswert verdoppelt und nach diesem Zeitpunkt keine neuen 
Fahrzeuge dieser Klasse verkauft werden. In der rechten Spalte ist die voraussichtliche 
Zusammensetzung dargestellt, falls in die neue Richtlinie nachträglich die Differenzierung von 
Gebühren für Fahrzeuge, die den EURO-III-Normen entsprechen, aufgenommen wird^“\ 

3.4. 1.5 Für jedes Szenario wurde anhand der geschätzten Flottenzusammensetzung 
in der nachstehenden Tabelle eine Benutzungsgebühr ermittelt, die dem gewogenen 
Durchschnitt entspricht. Diese liegt für 1998, wenn die neue Richtlinie in Kraft treten soll, bei 
1.258 ECU, während der gewogene Durchschnitt zur Zeit 1.020 ECU beträgt; dies ist ein 


Small, Winston and Evans, Washington, 1989. 

Schätzung der Konunissionsdienststellen. 

Neue Normen, die hier als EURO III bezeichnet werden, über AuspufTemissionen von Straßenfahizeugen 
werden wahrscheinlich Gegenstand eines neuen Konunissionsvorschlags Ende 1996 seirt Die 
Eniissi''nsgrenzwerte, die mit großer Wahrscheinlichkeit vorgeschlagen werden, basieren auf den 
Ergebrüssen des sogenannten Auto/ÖI-Programms. Es handelt sich dabei um einkoopeiaüves Programm 
der Europäischeti Kommission rmd der europäischen Auto- und Mineralölindustrie zur Untersuchung von 
Motortechnologie, Breimstoffqualität urrd Luftqualität im Hinblick auf die Ausarbeitung von Optionen zur 
Reduziemng von Fahrzeugabgasea 
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Anstieg von 23 %. Es ist anzumerken, daß in allen anderen Szenarios dieser Tabelle die 
durchschnittlichen Benutzungsgebühven niedriger eingeschätzt werden, da als Folge der 
vorgeschlagenen Kostenanlastung niedrigere Infrastruktur- und Umweltkosten erwartet werden. 


Tabdie S 

Zusammensetzung der EU-FIotte und durchschnittliche Benutzungs^bOhren 



Basisfall 

Marktreaktions-Szenario 


1998 2005 

L 

1998 2005 2005 + Ein 




Anteil der Schadensklassen am Fahrzeugbestand (%) ]| 

Schadensklasse I 

53 

53 

55 

61 

61 

Schadensklasse n 

30 

30 

31 

36 ■ 

36 

Schadensklasse m 

17 

17 

14 

3 

3 


Anteil der Umweltklassen am Fahrzeugbestand (%) || 

Kein Euro.f ahrz. 

70 

30 

70 

30 * 

30 * 

Euro I 

19 

15 

19 

15 * 

15 * 

Euro II 

11 

20 

11 

‘ 20 * 

8 * 

Euro in (ab 2000) 

0 

34 

0 

34 * 

46 * 


Durchschnittliche Benutzungsgebühr (ECU/Jahr) ]| 

Duichschnittl. 

Benutzungsgebühr 

1258 

1130 

1243 

1026 

1014 


* * Mögliche Auswirkungen der geänderten Kostenanlastung auf die frühzeitige Stillegung von 
Nicht-EURO-Fahrzeugen wurden nicht berücksichtigt 


KOSTEN AUFSCHLUSSUNG 



0.0 20.0 40.0 60.0 80.0 100.0 120.0 140 0 160 0 

*000 «CU f year 


■ Benzinverbrauch 

■ Wartung 

Wertverminderung & Zinsen 

■ Lohnkosten 

^Allgemeine Unkosten 

Versicherung 

■Autobahnmaut 

■ EUROVIGNETTE 

■ Kraftfahrzeugsteuem 
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3.4.2 Auswirkungen auf die Transportkosten 

3.4.2. 1 Das folgende Säulendiagramm gibtRichtwerte für die Aufschlüsselung 
der Kosten für das Straßenverkehrsgewerbe^“^ an. Daraus ist ersichtlich, daß es bei den 
jährlichen Betriebskosten eines Lkw zwischen den verschiedenen Mitgliedstaaten, in denen im 
Durchschnitt die Kraftfahrzeugsteuem etwa 3 % und die MineralÖlsteuem etwa 10 % oder mehr 
der Gesamtbetriebskosten ausmachen, Abweichungen von etwa 50 % gibt. Die 
durchschnittlichen Benutzungsgebühren fallen im Vergleich zu den Gesamtbetriebskosten und 
auch im Vergleich zu anderen Abgaben wie MineralÖlsteuem oder Mautgebühren kaum ins 
Gewicht. 

3. 4.2.2 Bezahlt ein Verkehrsuntemehmer in einem Mitgliedstaat, in dem 
Benutzungsgebühren erhoben werden, die volle Jahresgebühr, ergibt sich eine Erhöhung der 
Gesamtbetriebskosten^^^^ von knapp über 0,5 %. Außerdem können diese Staaten den 
Preisanstieg teilweise durch Ändemngen an den jährlichen Kraftfahrzeugsteuem wieder 
Ausgleichen. Im Durchschnitt werden sich die Benutzungsgebühren jedoch im Vergleich zu 
diesem Extremfall nur um etwa ein Drittel erhöhen^^®^, so daß die Betriebskosten um etwas 
weniger als 0,2 % steigen werden. 

3.4.2.3 Verkehrsuntemehmer aus Ländern, die keine Benutzungsgebühren 
erheben, werden sich in der Regel für Tages- oder Wochengebühren entscheiden. Der 
vorliegende Vorschlag legt das Verhältnis zwischen den verschiedenen Gebührenarten fest. Der 
absolute Jahreshöchstsatz soll um 60 % angehoben werden^^*\ während die Tagessätze nur um 
etwa, 33 % steigen sollen^’^ Die Betriebskosten von Verkehrsuntemehmen aus Ländern, die 
keine Benutzungsgebühren erheben, werden sich daher deutlich weniger dramatisch erhöhen als 
in den obengenannten Fällen, wahrscheinlich eher in der Größenordnung von durchschnittlich 
0,1 %. 

3.4.2.4 Wird in den Mautgebühren ein externer Kostenanteil berücksichtigt, 
können die durchschnittlichen Sätze höchstens um etwa 25 % steigen^^*\ In Mitgliedstaaten, die 
Mautgebühren anstelle von Benutzungsgebühren erheben, kann von einem maximalen Anstieg 
der Transportkosten von 0,75 % ausgegangen werden.^^®^ 

3.4.2. 5 Die Einführung von Gebühren für empfindliche Strecken kann dazu 
führen, daß die Betriebskosten für die Verkehrsuntemehmen je nach ihrer Kostenstruktur und 
der Länge der betreffenden Fahrten unterschiedlich ansteigen. So können sich die Kosten für 


( 23 ) 

( 24 ) 

( 25 ) 

( 26 ) 

( 27 ) 

( 2 «) 

( 29 ) 


Aitfschlüsselung der Koslenstruktur von Transpoituntemehmea Mercer management Consulting, Mai 
1993. 

Bei den ungünstigsten Bedingungen, d.h. für einen Nicht-EURO-Lk\v der Schadensklasse III, werden die 
Benutzungsgebühren von 1.250 auf 2.000 ECU, d.h. um 750 ECU steigen Teilt man diese höhere 
Benutzungsgebühr durch durchschnittliche jährliche Kosten von etwa 130.000 ECU, ergibt dies einen 
jährlichen Anstieg der Transportkosten von wenig über 0,5 %. 

Im gewogenen Durchschnitt beträgt die Erhöhimg 1.258 - 1.020 = 238 ECU, d.h. etwas weniger als ein 
Drittel des Maximalwertes von 750 ECU. 

Dies ist die Differenz zwischen dem vorgeschlagenen Satz von 2.000 ECU und dem gegenwärtigen 
Höchstsatz von 1.250 ECU. 

Der vorgeschlagene Tagessatz beträgt 1/250 des Jahressatzes von 2.000 ECU, d.h. 8 ECU, während zur 
Zeit 6 ECU erhoben werden 

Dies ist ein Anstieg um 0,03 ECU/km bei einem durchsclmittlichen Mautgebührsatz von 0,12 ECUAm. 
Dies sind 25 % des Beitrags der Mautgebühren zu den Betriebskosten, der auf 3 % veranschlagt wird. 
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eine Fernfahrt von 750 km einschließlich einer Tagesgebühr für einen' durchschnittlichen 
Verkehrsuntemehmer um etwa 1,5 % erhöhen^^°\ Ist täglich eine Gebühr für di^JBenutzung 
einer empfindlichen Strecke zu entrichten, könnten sich die Betriebskosten um 3 % erhöhen^^‘^ 
Für dne kürzere Fahrt mit einem kostengünstigen Fahrzeug kann die Gebühr für die Benutzung 
einer empfindlichen Strecke bis zu 5 der Betriebskosten ausmachen. 

3.4.3 Auswirkungen auf die Nachfrage im Straßengüterverkehr und modale 
Verschiebungen 

3.4.3. 1 Um die zu erwartenden Auswirkungen des Vorschlags auf die 

Nachfrage im Straßengüterverkehr und auf Verschiebungen zwischen den Verkehrsträgern zu 
prüfen, wurden Berechnungen für den Basisfall und die Marktreaktions-Szenarios unter 
Zugrundelegung geschätzter Elastizitäten angestellt. Es wurde untersucht, wie es sich ausvrirkt, 
wenn nur die Benutzungsgebühr beziehungsweise die Benutzungsgebühr und gleichzeitig 
Gebühren für die Benutzung einer empfindlichen Strecke erhoben werden. Im letzten Fall 
wurde die extremste Annahme zugrunde gelegt, daß eine solche Strecke täglich benutzt wird. 

, 3. 4.3. 2 Die Auswirkungen des Vorschlags werden im allgemeinen begrenzt 

sein. Im Basisfall wird das gesamte Verkehrsvolumen im Jahr 2005 um weniger als 1 % 
gesenkt. Berücksichtigt man die Marktreaktionen des Straßenverkehrsgewerbes, bleibt die 
Vericehrsdichte unverändert, da zu erwarten ist, daß das Straßenverkehrsgewerbe mit einer 
neuen Zusammensetzung der Flotte reagiert, die die preislichen Auswirkungen des Vorschlags 
auffangt. 


3 .4.3 .3 Bei Fahrzeugen, die regelmäßig empfindliche Strecken benutzen, wird 
infolge der Gebühren von 15 ECU täglich wahrscheinlich das Verkehrsvolumen um 1,5 % 
gesenkt. Wenn die Sonder-Benutzungsgebühr nicht zwischen Fahrzeugtypen unterscheidet, kann 
die Preiserhöhung nicht durch eine Änderung der Flottenzusammensetzung ausgeglichen 
werden, und die Verkehrsvolumen entsprechen denen im Szenario ''Marktreaktionen". Jedoch 
kann jeder Mitgliedstaat die Sonder-Benutzungsgebühr zwecks Berücksichtigung örtlicher 
Bedingungen differenzieren. 

3.4.3. 4 Wird außerdem gewährleistet, daß andere Verkehrsträger Dienste von 
entsprechender Qualität bereitstellen können, ist trotzdem mit einer stärkeren 
Verkehrsverlagerung hin zum modalen Verkehr zu rechnen. 

3.4.3. 5 Auch wenn die Nachfrage im Straßengüterverkehr nur geringfügig 
zurückginge, würden für die Transporte doch zunehmend Fahrzeuge eingesetzt, die weniger 
Schäden verursachen. 


Ausgehend von angenonunenen durchschnitüichen Betriebskosten von 130.000 ECU und einer 
durchschnittlichen jährlichen Kilometerleistung von 100.000 km ergeben sich Kosten von 1,3 ECU/km. 
Die angenommenen Betriebskosten für die genannten 750 km belaufen sich daher auf 975 ECU. Die 
tägliche Gebühr für die Benutzung empfindlicher Strecken von 15 ECU beträgt 1,5 % der Kosten dieser 
750 km-Fahrt. 

Bei 250 Einsatztagen zu 15 ECU täglich beträgt die jährliche Erhöhung 3.750 ECU, entsprechend 3 % 
der auf 130.000 ECU angesetzten jährlichen Betriebskostea 

Für eine 300 km-Fahrt eines Verkehisuntemehmers, der Betriebskosten von 1 ECU pro km hat, belaufen 
sich beispielsweise die Kosten für diese Fahrt auf nin 300 ECU. Die 1 5 ECU Tageshöchstsatz entsprechen 
dann 5 % der Kosten. 
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3.4.4 Auswirkungen auf die Warenpreise 

3.4.4. 1 Die Straßentransportkosten stellen für die meisten Industriezweige nur 
einen geringen Prozentsatz der Produktionskosten dar, doch geht aus vorliegenden Studien 
hervor, daß sie für manche Unternehmen bedeutend über dem Durchschnitt liegen. Anhang 2 
zeigt, wie sich steigende Transportkosten auf den Preis des Endproduktes auswirken würden^^^\ 
Ein Anstieg der Transportkosten um 100 % würde die Produktionskosten für die meisten 
Produkte um 1 bis 8 Prozent erhöhen. Dies würde im Durchschnitt zu einer Erhöhung der 
Kosten um 4 % führen, mit dem höchsten Anteil in der MineralstofF- und Zementindustrie. 
Anhang 2 zeigt die geschätzten Anteile der einzelnen Industriezweige anhand von Input-Output- 
Tabellen (Eurostat). 

3 .4.4.2 Die Erhöhung der Standard-Benutzungsgebühren beträgt, wie gezeigt 

wurde, im gewogenen Durchschnitt etwa 23 %. Diese Erhöhung entspricht, wie in Absatz 

3. 4. 2.2 aufgeführt, etwa 0,2 % der Fahrzeugkosten eines Verkehrsuntemehmers. Für den 
durchschnittlichen Warenpreis, bei dem die Straßentransportkosten etwa 4 % ausmachen, 
entspricht dies einer Erhöhung von etwa 0,01 %, was im Vergleich zu 

Wechselkursschwankungen, Benzinpreisänderungen und Inflation kaum ins Gewicht fallt. 

3. 4.4. 3 Im extremsten Fall, bei einem Straßentransportkostenanteil von 8 % 
am Warenpreis und einem kostengünstigen Verkehrsuntemehmer mit einem Nicht-EURO-Lkw 
der Schadensklasse III, der eine Jahresgebühr entrichten muß, steigen die Betriebskosten des 
Verkehrsuntemehmers um etwa 1 %. Dies schlägt sich im Produktpreis in einer Erhöhung von 
etwa 0,08 % nieder. Da jedoch die Gebühren die Verkehrsuntemehmer unmittelbar betreffen, 
wird der Vorschlag das Verkehrsverhalten sehr viel stärker beeinflussen als die Auswirkungen 
auf den Warenpreis vermuten lassen. 

3.4. 4. 4 Die Gebühren für empfindliche Strecken liegen höher als die üblichen 
Benutzungsgebühren und wirken sich entsprechend stärker auf die Nachfrage aus. Geht man 
davon aus, daß der unter 3.4.2.5 beschriebene Effekt als typisch zu betrachten ist, ergibt sich 
daraus ein fast 1,5 %iger Anstieg der Betriebskosten. Für eine durchschnittliche Ware entspricht 
das einer Erhöhung des Produktpreises um etwa 0,06 %, ausgehend von der Annahme, daß 
nicht nur für die direkt für die verschiedenen Industriezweige, sondern auch für die für ihre 
Zulieferer erbrachten Transportdienstleistungen in ähnlichem Umfang empfindliche Strecken 
in Anspmch genoinmen werden. Im theoretisch schlimmsten Fall befährt ein Verkehrs- 
untemehmer ständig eine empfindliche Strecke. In diesem Fall steigen seine Betriebskosten um 
etwa 3 %. Steigen auch die Kosten der Zulieferer für die verschiedenen Branchen entsprechend, 
würde dies einem Preisanstieg um durchschnittlich 0,12 % entsprechen (in der Tabelle nicht 
berücksichtigt). 

3. 4.4.5 Eine Analyse der Auswirkungen auf die Preise in 54 Produkt- 
sektoren^^^^ die in Anhang 2 dargestellt ist, zeigt, daß als Folge der vorgeschlagenen Erhöhung 
der Benutzungsgebühren die Gesamtpreise nur um 0,008 % steigen würden, wenn die 
Einnahmen nicht neu verteilt werden, und um 0,061 % bei Anwendung der vorgeschlagenen 
Benutzungsgebühren und Gebühren für empfindliche Strecken. Der am schlimmsten betroffene 


Diese Schätzung berücksichügt sowohl die Kosten des geweiblichen Kraftverkehrs als auch die des 
Werkverkehrs. 

Ardiand der Veränderungen des Transportpreises von 0,6 % im Falle von Benutzungs- oder Mautgebühren 
und 2 % im Falle von Gebühren für empfindliche Streckea 
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Sektor (Mineral stofF- und davon abgeleitete Produkte) wird mit einem 'Kostenanstieg von 
weniger als 0,13 % zu rechnen haben. 

3 .4.4.6 Wird außerdem das Aufkommen der Benutzungsgebühren genutzt, um 

die Steuerbelastung (zum Beispiel Sozialabgaben oder Einkommenssteuer) der Wirtschaft zu 
senken, stellen sich die Auswirkungen deutlich anders dar. Als Beispiel ist in Anhang 2 
dargestelit, wie sich schätzungsweise eine Verringerung der Sozialabgaben auf die 
verschiedenen Sektoren auswirken wird. Danach würde sich die Lage des 
Dienstleistungsgewerbes im allgemeinen verbessern, da die Preise um bis zu 0,13% sinken 
würden. Für die Sektoren, die nach dem Szenario der Gebühren für empfindliche Strecken am 
stärksten betroffen wären (wiederum Mineralstoff- und davon abgeleitete Produkte) liegt der 
geschätzte Preisanstieg bei 0,10 %. 


3.4.5 Einsparungen bei Straßeninfrastrukturkosten und Emissionen 

3.4.5. 1 Infolge der wirtschaftlichen Anreize, die das vorgeschlagene 
Gebührensystem bietet, ist eine deutliche Verringerung der externen Kosten zu erwarten. 
Aufgrund der geschätzten Auswirkungen auf die .Flottenzusammensetzung, die Nachfrage im 
Straßengüterverkehr und die Verlagerungen zwischen den Verkehrsträgern kann davon 
ausgegangen werden, daß infolge der Differenzierung und der vorgeschlagenen 
Benutzungsgebührensätze sowohl Straßenschäden als auch Emissionen auf empfindlichen 
Strecken zurückgehen. 

3. 4.5.2 Entsprechend werden im Hinblick auf die den schweren 
Lastfahrzeugen angelasteten Infrastrukturkosten wie unter 2.2.5. 7 beschrieben für das 
Marktreaktions-Szenario im Jahr 2005 jährliche Einsparungen von ca. 1,6 Mrd. ECU für die 
Mitgliedstaaten geschätzt, die zur Zeit Benutzungsgebühren erheben oder deren Einführung 
planen^^*\ Dies entspricht einer 13 %igen Senkung gegenüber dem BasisfalP*^ Fast alle 
Einsparungen ergeben sich aus der geänderten Zusammensetzung der Flotte. Die Auswirkungen 
auf die modale Verschiebung sind vemachlässigbar. Könnte der gleiche Effekt in der gesamten 
Union bewirkt werden^^’^, wären Einsparungen von 4 Mrd. ECU zu erwarten. Aufgrund eines 
geringeren Straßenerhaltungsbedarfs in der Union werden die negativen Auswirkungen von 
Straßenbauarbeiten abnehmen, insbesondere Verkehrsstaus und Verkehrsunfälle. 

3 4.5.3 Im Hinblick auf die Emissionen enthält die Richtlinie zur Zeit keine 

Anreize für die Einführung neuer Technologien, das Marktreaktions- und das Basisfallszenario 
gehen von den gleichen Emissionswerten aus. Infolge der vorgeschriebenen Normen werden 
sich die Emissionen jedoch wahrscheinlich im Jahr 2005 im Vergleich zum Jahr 1996 um bis 
zu 15 % reduziert haben^^*^ Die Emissionen können im Jahr 2005 um weitere 3 % redu 2 dert 
werden, wenn entsprechende Anreize zum Kauf sogenannter Euro-III-Fahrzeuge gegeben 


B, DK, D, L, N und S. Die Schätzungen berücksichtigen nicht A. 

Fahizeu^estand wie in Kapitel 3.4.1, Infrastrukturkosten auf der Grundlage von durchschnittlich 
0,15 ECU/krn, differenziert nach Fahrzeugtypen mit den gleichen Schadensfaktoren und 
Kostenzuweisungen wie in der Steuerstruktur der Richtlinie 93/89/EWG. 

Entweder durch die generelle Einführung von Benutzungsgebühren oder durch eine entsprechende 
Anpassung der Mautgebühien. 

Reduzierte Emissionen von schweren Lastfahrzeugen auf der Grundlage der folgenden 
Enüssionsdifferenzierung; Nicht-Euro = 180, Euro I = 100, Euro II = 75 und "Euro III" = 50. 
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werden, bevor diese verbindlich sind, und damit eine Verschiebung zu Euro-ÜI-Fahrzeugen 
zwei Jahre früher, d.h. 1999, beginnt. 

3.4. 5.4 Darüber hinaus werden in Gebieten, in denen Gebühren für 
empfindliche Strecken erhoben werden, die Emissionen bis nun Jahr 2005 wahrschdnlich um 
durchschnittlich bis zu 1,5 % zusätzlich gesenkt. Bei einigen Strecken könnte dieser Wert noch 
bedeutend höher liegen. Wenn Mitgliedstaaten im Rahmen der Gebühren für empfindliche 
Strecken Anreize für die Benutzung sauberer Fahrzeuge einführen, können die Emissionen 
beträchtlich gesenkt werden. 


3.4.6 Gebührenaufkommen 

3.4.6. 1 Das geschätzte Aufkommen der Benutzungsgebühren für schwere 
Lastfahrzeuge sind aus der untenstehenden Tabelle für das Basisfäll- und das Marktreaktipns- 
Szenario 1998 und 2005 zu entnehmen. Dabei geht man von der Annahme aus, daß die 
Fahrzeugzusammensetzung wie unter 3.4.1 beschrieben repräsentativ ist für die Fahrzeuge, die 
Benutzungsgebühren entrichten. 

3.4.6.2 Aus der Tabelle ist zu entnehmen, daß das Aufkommen im Jahr 1998 
mit Inkrafttreten der neuen Richtlinie und der vorgeschlagenen Benutzungsgebühren im 
Vergleich zu den geschätzten Einnahmen für dieses Jahr auf der Grundlage der zur Zeit 
erhobenen Benutzungsgebühren um etwa 23 % steigen dürften. Da diese Schätzungen nicht die 
Auswirkungen einer möglichen stärkeren Nutzung von kurzfristigeren Benutzungsgebühren 
berücksichtigen, fallen die Ertragssteigerungen in den beiden Szenarios und Jahren mit dem 
Anstieg des gewogenen Durchschnitts der Benutzungsgebühren, wie in der Tabelle in 3.4.1 
ausgewiesen, zusammen. 


Tabelle 6 

G^bührenaufkommen in Mitgliedstaaten, die Benutzungsgebühren erheben oder deren 

Einführung planen 


Modellschätzungen in Mio. ECU 



Nonnalfall 

Marktreaktionen | 


1998 

2005 

1998 

2005 

Richtlinie 

93/89/EWG 

878 

1100 

- 

- 

Vorschlag 

1079 

1221 

1071 

1110 

Verglichen mit 

Richtlinie 

93/89/EWG 

23% 

11% 

22% 

1% 


3. 4.6.3 Wenn, wie unter 3.4.5. 2 erwähnt, die Infrastrukturkosten im 

Marktreaktions-Szenario um 1,6 Mrd. ECU gesenkt werden dürften, kann davon ausgegangen 
werden, daß der sich aus dem Vorschlag ergebende positive Haushaltseffekt (entsprechend der 
Einsparung von 1,6 Mrd. ECU und den Erträgen von 1,1 Mrd. ECU) für das Marktreaktions- 
Szenario 2,7 Mrd. ECU für das Jahr 2005 betragen wird, im Vergleich zu !,1 Mrd. ECU 
(kursiv gedruckt) wenn die Richtlinie 93 /89/EWG nicht geändert wird. 
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3. 4.6.4 Als Ausgangsszenario, bei dem andere Steuern unverändert bleiben, kann 
das Aufkommen aus Benutzungsgebühren, Kraftfahrzeugsteuem und Mautgebührenufiir das Jahr 
1998 auf etwa 36,3 Mrd. ECU veranschlagt werden. Durch die jetzt vorgeschlagenen 
Änderungen würde sich dieser Wert auf 37 Mrd. ECU erhöhen, wenn auf allen mautpflichtigen 
Straßen dn externer Kostenanteil in die Gebühr einbezogen wird. Diese Erhöhung wird sich 
auf 0,7 Mrd. ECU bzw. 2 % der Einnahmen belaufen. Empfindliche Strecken bleiben bei dieser 
Schätzung unberücksichtigt. 


Tabelle 7 

Geschätzte Einnahmen 1998 


in Mrd. ECU 



Kraftstolfsteuer 

Kraftfahrzeug- 

steuer 

Mautgebühien 

Benutzungs- 

gebühren 

Insgesamt 

Richtlinie 

93/89/EWG 

28 

5.3 

2.1 

0.88 

36.3 

Vorschlag 

28 

5.3 

2.6 

1.08 

37 


Ausgehend von einer jährlichen Zunahme des Fahizeugbestandes von 1995 um 3,5 % . 


3.4.7 Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit 

3.4.7. 1 Der Verkehr, insbesondere der Straßengüterverkehr, spielt eine wichtige 
Rolle für die Wettbewerbsfähigkeit der Industrie, nicht nur weil er in die Kostenstruktur 
praktisch aller Industriesektoren eingeht, sondern auch, weil er sich unmittelbar auf 
Verläßlichkeit und Qualitäti^®^ der Produktlieferungen sowohl an der Input- als^auch an der 
Output-Seite des industriellen Prozesses auswirkt. Ein leistungsfähiges Verkehrssystem sollte 
in der Lage sein, der Gesellschaft die erforderlichen Dienstleistungen zu den niedrigsten Preisen 
zur Verfügung zu stellen. Ein ineffizientes Verkehrssystem wird dagegen gerade das nicht 
leisten, denn hier werden Ressourcen schlecht verwaltet und verschwendet. Verschwendung ist 
unter anderem die unnötige Beschädigung von Straßen, die Nichtauslastung einiger Teile der 
Infrastruktur und Überlastung anderer, übermäßige Schädigung natürlicher Ressourcen und 
unnötige Verspätungen. 

3.4.7. 2 Verschwendung hat Jedoch ihren Preis. Ein effizientes Gebühren System, in 
dem die Nutzer die von ihnen verursachten Kpsten^'*®^ angelastet bekommen, wird 
wahrscheinlich die Verschwendung eindämmen und damit die Gesamtleistungsfähigkeit des 
Verkehrssystems verbessern. Der Nutzen, den ein leistungsföhiges Verkehrssystem für die 
Industrie und ihre Wettbewerbsfähigkeit darstellt, vrird wahrscheinlich den Nachteil 
möglicherweise höherer Transportkosten überwiegen. 

3.4.7. 3 In Kapitel 3.4.4 wurde untersucht, wie sich die geänderte Preisstruktur 
darstellt, wenn die Einnahmen aus den vorgeschlagenen Gebühren nicht rückerstattet werden, 
und wie, wenn sie in die Industrie zurückfließen. Im letzteren Fall bleiben die 
durchschnittlichen Kosten für die Industrie als Ganzes unverändert, doch wird die Kostenlast 
auf die Zweige verteilt, die in stärkerem Maße auf den Straßentransport zurückgreifen. Die 


( 39 ) 

( 40 ) 


Zeit und andere Bedingungea 

Einschließlich derKostenfiirRessourcenversch\vendung,diebishervonanderenodervonderGesellschaft 

insgesamt getragen wurden 
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vorgeschlagenen Änderungen werden sich also im allgemeinen gar nicht oder positiv auswirken, 
und nur für die häufigsten Straßenbenutzer werden die Kosten beträchtlich anstdgen. 

3.4.7.4 Außerdem würde die erwartete rationellere Nutzung der Infrastruktur zu 
weniger Verzögerungen aufgrund von Staus sowie zu weniger Straßenreparatur- und 
Instaiidhaltungsarbeiten führen, da die Fahrzeuge weniger Schäden verursachen. Man kann 
davon ausgehen, daß solchermaßen verkürzte Transportzeiten der Wettbewerbsfähigkeit der 
europäischen Industrie dienen würden. 

3.4.7.5 Schließlich wird sich die in diesem Vorschlag schwerpunktmäßig 
vorgesehene Erhebung eher territorialer Gebühren, d.h. Benutzungsgebühren und Mautgebühren, 
und die Abwendung von den am wenigsten territorial gebundenen Gebühren wie 
Kraftfahrzeugsteuem wahrscheinlich positiv auf die Position des Verkehrsgewerbes der 
Gemeinschaft im Wettbewerb mit Unternehmen aus Drittländern auswirken. Mögliche negative 
Reaktionen von dieser Seite müßten im Rahmen bestehender Abkommen unter Wahrung der 
Gesichtspunkte der Reziprozität und Nichtdiskriminierung behandelt werden. Aufgrund des 
territorialen Charakters der vorgeschlagenen Gebühren werden sie sich kaum auf die preisliche 
Wettbewerbsfähigkeit von Gemeinschaftswaren auswirken. 


3.4.8 Standorte und Konzentration der Produktion, geographische Kohäsion 

3.4.8. 1 Geänderte Transportkosten haben langfristig Auswirkungen auf Standorte 
und Konzentration der Produktion. Daher muß die Anpassung bis zur vollen Kostendeckung 
unbedingt schrittweise vollzogen werden. 

Wie bereits unter 3.4.2 und 3.4.4 gezeigt, wirkt sich der Vorschlag auf die Transportkosten und 
Produktpreise in begrenzter und unterschiedlicher Weise aus, je nach bestimmten 
Charakteristika der untersuchten Industriesektoren. Ob dies letztendlich zu einer Konzentration 
der Produktion oder im Gegenteil zu einer Dezentralisierung führt, hängt von den spezifischen 
Charakteristika jedes einzelnen Industriesektors ab. 

3.4.8. 2 Der Vorschlag zielt darauf ab, zu gewährleisten, daß ein deutlicherer 
Zusammenhang zwischen Gebühren für die Straßenbenutzung und der Intensität der Nutzung 
besteht. Eine Strategie, die die Gdiühren unmittelbarer von der Nutzung abhängig macht, hat 
unweigerlich da größeren Einfluß auf die Kosten, wo Straßen stärker genutzt werden. Dies wird 
allgemein dazu führen, daß die Preise für Waren um so stärker steigen, je größer die Distanz 
ist, über die diese Waren befördert werden müssen. 

3.4. 8. 3 Verglichen mit dem Kurzstrecken-Verteilungsverkehr hat die Beförderung 
auf der Straße über lange Strecken gewöhnlich jedoch mehr Möglichkeiten der Substitution 
durch andere Verkehrsträger. Daher könnten die Transportkosten teilweise durch Änderung des 
Verkehrsträgers aufgefangen werden. 

3.4.8.4 Wie unter 3.4.4 und 3.4.2.5 ausgeführt, werden die Auswirkungen der 
vorgeschlagenen Änderungen auf die Transportkosten und auf die Produktpreise außerdem von 
der Kostenstruktur der Verkehrsuntemehmer und von den individuellen Erzeugnissen abhängen. 
Außerdem kommt es darauf an, welche Strecken für den Warentransport benutzt werden. Muß 
ein Lkw beispielsweise eine empfindliche Strecke benutzen, für die der Höchstsatz von 15 ECU 
täglich erhoben wird, liegen die zusätzlichen Kosten für eine Fahrt von Griechenland nach 
Nordeuropa wahrscheinlich in der Größenordnung von 1,5 %. Die zu erwartenden zusätzlichen 
Kosten für eine 200 km-Fahrt durch die gleiche Region lägen bei 5 %. 
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3 4.8.5 Sowohl die Benutzungsgebühren als auch die Gebührön für empfindliche 
Strecken wirken sich prozentual für die Gesamttransportkosten am deutlichsten ix» der Region 
aus, in der sie erhoben werden, und zwar weil beide auf sämtlichen Autobahnstrecken in diesen 
Regionen anfallen würden. 

3.4.8.6 Schließlich gibt es aufgrund der Staffelung zwischen Benutzungsgebühren 
unterschiedlicher Dauer keinen bedeutenden Nachteil mehr für Straßenverkehrsuntemehmer, die 
ihre Gebühren nicht jährlich, sondern für kürzere Zeiträume entrichten^*^\ 

3.4.8.7 Folglich wird sich dieser Vorschlag nicht nachteilig auf die Kohäsion in der 
Gemeinschaft auswirken. Die Kommission wird bei künftigen Vorschlägen zur Einführung eines 
gemeinsamen Systems von Straßenabgaben entsprechend dem Bericht über die Umsetzung der 
vorgeschlagenen Richtlinie den möglichen Einfluß von Maßnahmen auf periphere Regionen 
b^cksichtigen. Dieser Bericht wird insbesondere die möglichen Auswirkungen auf regionaler 
Ebene und auf die räumliche Anordnung der Produktionsstrukturen in bezug auf die Wirtschaft 
im allgemeinen und auf die KMU in der Union im besonderen evaluieren, die sich aus einem 
mehr benutzungsorientierten System der Transportkostenanlastung ergeben könnten. 


3.4.9 Zertifizierung 

Die in diesem Vorschlag vorgesehene zusätzliche Differenzierung muß einfach und 
billig zu überprüfen sein. Einzelheiten zu den Emissionsnormen für Lastkraftwagen sind nicht 
in den entsprechenden Zulassungspapieren vermerkt, die auch keinen Hinweis auf die Art der 
Aufhängung enthalten. Die Verordnung Nr. 3298/94 der Kommission sieht ein einheitliches 
Formular zur Bescheinigung der NOx-Emissionen von Lkw vor. Zur Zeit wird an einer 
Änderung dieser Verordnung gearbeitet, um in dem genannten Formular die 
Umweltschutzkategorie (EURO I oder II) eines Fahrzeugs aufzunehmen. Damit ließe sich der 
angemessene Benutzungsgebührensatz schnell ermitteln. Da die Schadenskategorie von der 
benutzten Fahrzeugkombination abhängt, muß sie im Fall einer Straßenkontrolle auf der 
Grundlage von Anhang 2 festgelegt werden. 


3.4.10 Administrative Belastung 

3.4.10.1 Es läßt sich nicht abstreiten, daß die vorgeschlagenen Änderungen des 
Gebührensystems eine gewisse administrative Mehibelastung für die Behörden der 
Mitgliedstaaten mit sich bringt, aufgrund der höheren Differenzierung der Gebühren und der 
Anreize für die Nutzung von Gebühren für kürzere Zeiträume. Im Verhältnis zu den 
Gesamteinnahmen und zu den übergeordneten positiven Auswirkungen der Maßnahme werden 
die administrativen Koi^en jedoch wahrscheinlich nur geringfügig ansteigen. 

3.4.10.2 Weiter kann man wohl davon ausgehen, daß der Zahlvorgang in einem 
geänderten Gebührensystem wohl kaum länger dauert als im bestehenden System. Die 
Fahrzaige müssen zwar ein Zertifikat mitführen, das die Zahlung der korrekten Gebühr 
nachweist, doch dürfte es keine beträchtliche zusätzliche Bürde für das Verkehrsgewerbe 
darstellen, dieses Zertifikat zu erhalten. 


(♦ 1 ) 


Die eigentlich in peripheren Mitgliedstaaten anfallen. 
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ANHANG 1 

Deneitige Benutzungsgebühren (Eurovignette) und vorgeschiagene 

Höchstsätze 


(ECU pro Jahr) 


[Achsen 

Oesamtgewi ch t 

Euro- 

vionette 

Luftfederung 

Andere [ 

Kfz 1 

Anhänger 

unteres [oberes 

nonEuro [ 

EI 1 

EU 

nonEuro [ 

EI 

EU 

2 

0 

12 

13 

750 

1000 

850 

750 

1000 

850 

750 

2 

0 

13 

14 

750 

1000 

850 

750 

1000 

850 

750 

2 

0 

14 

15 

750 

1000 
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750 

1000 

850 

750 

2 

0 

15 

18 

750 

1000 

850 

750 

1000 

850 

750 

3 

0 

15 

17 
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1000 

850 

750 

1000 

850 

750 

3 

0 

17 

19 

750 

1000 
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750 

1000 

850 

750 

3 

0 

19 

21 
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1000 

850 

750 

3 

0 

21 

23 
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1000 
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1000 
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3 

0 

23 

25 
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1000 
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750 

1500 

1350 

1250 

3 

0 

25 

26 
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1500 

1350 

1250 

4 

0 

23 

25 

1250 
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4 

0 

25 

27 

1250 

1000 

850 
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1000 
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4 

0 

27 

29 

1250 

1000 

850 
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1500 

1350 

1250 

4 

'0 

29 

31 

1250 

1500 

1350 

1250 

1500 

1350 

1250 

4 

0 

31 

32 

1250 

1500 

1350 

1250 

1500 
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12 
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750 
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2 
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14 

16 
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2 

2 

23 

25 

1250 

1000 

850 

750 

1000 

850 
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2 

2 

25 

26 

1250 

1000 
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1000 
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2 

2 

26 

28 

1250 

1000 

850 

750 

1000 

850 

750 

2 

2 

28 

29 

1250 

1000 

850 

750 

1000 

850 

750 

2 

2 

29 

31 

1250 

1000 

8 50 

750 

1500 

1350 

1250 

2 

2 

31 

33 

1250 

1500 

1350 

1250 

1500 

1350 

1250 

2 

2 

33 

36 

1250 

1500 

1350 

1250 

2000 

1850 

1750 

2 

2 

36 

38 

1250 

1500 

1350 

1250 

2000 

1850 

1750 

2 

3 

36 

38 

1250 

1500 

1350 

1250 

1500 

1350 

1250 

2 

3 

38 

40 

1250 

1500 

1350 

1250 

2000 

1850 

1750 

3 

2 

36 

38 

1250 
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1250 
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1350 

1250 

3 

2 

38 
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3 
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3 

3 

36 

38 
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3 

3 

38 

40 
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3 

3 

40 

44 
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1250 

1500 
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1250 
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Geänderte Benutzungsgebühren - vorgeschlagene (Höchst)Sätze im Vergleich zur 

Eurovignette 


(ECU pro Jahr) 


Achsen 

Gesamtgewicht 

1 Luftfederung | 

1 Andere Federung j 

Kfz I Anhänger 

unteres [oberes 

1 nonEuro 

1 El 1 

EU 1 

1 nonEuro j 

EI 1 

Eli 1 

2 

0 

12 

13 

250 

100 

0 

250 

100 

0 

2 

0 

13 

14 

250 

'100 

0 

250 

100 

0 

2 

0 

14 

15 

250 

100 

0 

250 

100 

0 

2 

0 

15 

18 

250 

100 

0 

250 

100 

0 

3 

0 

15 

17 

250 

100 

0 

250 

100 

0 

3 

0 

17 

19 

250 

100 

0 

250 

100 

0 

3 

0 

19 

21 

250 

100 

0 

250 

100 

0 

3 

0 

21 

23 

250 

100 

0 

250 

100 

0 

3 

0 

23 

25 

250 

100 

0 

750 

600 

500 

3 

0 

25 

26 

250 

100 

0 

750 

600 

500 

4 

0 

23 

25 

-250 

-400 

-500 

-250 

-400 

-500 

4 

0 

25 

27 

-250 

-400 

-500 

-250 

-400 

-500 

4 

0 

27 

29 

-250 

-400 

-500 

250 

100 

0 

4 

0 

29 

31 

250 

100 

0 

250 

100 

0 

4 

0 

31 

32 

250 

100 

0 

250 

100 

0 

2 

1 

12 

14 

250 

100 

0 

250 

100 

0 

2 

1 

14 

16 

250 

100 

0 

250 

100 

0 

2 

1 

16 

18 

250 

100 

0 

250 

100 

0 

2 

1 

18 

20 

250 

100 

0 

‘250 ' 

100 

0 

2 

1 

20 

22 

250 

100 

0 

250 

100 

0 

2 

1 

22 

23 

250 

100 

0 

250 

100 

0 

2 

1 

23 

25 

250 

100 

0 

250 

100 

0 

2 

1 

25 

28 

250 

100 

0 

250 

100 

0 

2 

2 

23 

25 

-250 

-400 

-500 

-250 

-400 

-500 

2 

2 

25 

26 

-250 

-400 

-500 

-250 

-400 

-500 

2 

2 

26 

28 

-250 

-400 

-500 

-250 

-400 

-500 

2 

2 

28 

29 

-250 

-400 

-500 

-250 

-400 

-500 

2 

2 

29 

31 

-250 

-400 

-500 

250 

100 

0 

2 

2 

31 

33 

250 

100 

0 

250 

100 

0 

2 

2 

33 

36 

250 

100 

0 

750 

600 

500 

2 

2 

36 

38 

250 

100 

0 

750 

600 

500 

2 

3 

36 

38 

250 

100 

0 

250 

100 

0 

2 

3 

38 

40 

250 

100 

0 

750 

600 

500 

3 

2 

36 

38 

250 

100 

0 

250 

100 

0 

3 

2 

38 

40 

250 

100 

0 

750 

600 

500 

3 

2 

40 

44 

750 

600 

500 

750 

600 

500 

3 

3 

36 

38 

-250 

-400 

-500 

-250 

-400 

-500 

3 

5 

38 

40 

-250 

-400 

-500 

250 

100 

0 

3 

3 

40 

44 

250 

100 

0 

250 # 

100 

0 
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Differenzierung Straßenschädigung 

Derzeitige Steuern und Abgaben für ein 40-t-EURO-n-Fahrzeug (8 %, 10 Jahre). ECU 



.Vorschlag 

Richüinie 89/93/EWG 

Änderungen 

% 

2+3 Luft 

11229 

11826 

-5% 

2+3 norm. 

15604 

13065 

19% 

3+2 Luft 

1088S 

11417 

-5% 

3+2 norm. 

15202 

12583 

21% 

3+3 Luft 

6271 

9883 

-37% 

3+3 norm. 

10238 

10626 

-4% 


Differenzierung Umweltbelastung 

Derzeitige Steuern und Abgaben für ein 40-t-Fahrzaig mit Luftfederung (8 %, 10 Jahre). 



Vorschlag 

Richüinie 89/93/EWG 

Änderungen 

% 

2+3 Luft Eil 

11229 

11826 

-5% 

2+3 Luft EI 

12181 

11826 

+3% 

3+2 Luft EU 

10888 

11417 

-5% 

3+2 Luft EI 

13822 

11417 

+21% 

3+3 Luft EU 

6271 

9883 

-37% 

3+3 Luft EI 

7069 

9883 

-28% 
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ANHANG 2 



A^i) 

B 

c 

D 

£ 

Wirtschaftszweig 




Rückvergütung soziale 
Sicherheit 


Ko^en- 
sensitivität 
i.H. auf 
Stiaßen- 
traospoit- 
preis 

Benutzungs 

•gebühren 

(% Preis- 
anstieg) 

Benutzungs- 
gebühren + 
ettqrfind- 
liche Strecke 

(% Preis- 
anstieg) 

Benutzungs 

-gebühren 

(% Preis- 
anstieg) 

Be- 

nutzungs- 

gebühren 

+ 

empfindl. 

Strecke 

(% Preis- 
anstieg) 

Landwiitschafts-, Forstwirtschafts-, 
Fischereieizeugnisse 

2.50 

0.005 

0.038 

0.001 

0.010 

Kohle und Steinkohlebriketts 

2.35 

0.005 

0.035 

0.002 

0.013 

Braunkohle u. Braunkohlebriketts 

1.16 

0.002 

0.017 

0.001 

0.007 

Veikokungseizeugnisse 

2.87 

0.006 

0.043 

0.003' 

0.023 

Rohöl 

0.44 

0.001 

0.007 

0.000 

0.003 

Raftinieite Eidölerzeugnisse 

1.17 

0.002 

0.018 

0.001 

0.010 

Erdgas 

1.30 

0.003 

0.019 

0.002 

0.013 

Wasser 

0.89 

0.002 

0.013 

0.000 

-0.002 

Strom 

1,26 

0.003 

0.019 

-0.001 

-0.004 

Industriell erzeugte Gase 

0.81 

0.002 

0.012 

0.001 

0.006 

Dampf, Heißwasser, Druckluft 

1.61 

0.003 

0.024 

0.001 

0.004 

Nukleare Brennstoffe 

1.81 

0.004 

0.027 

0.002 

0.014 

Eisenerz imd EGKS-Eisen- imd 
Stahleizeugnisse 

5.85 

0.012 

0.088 

0.008 

0.057 

Nicht-EGKS-Eisen- und 
Stalileizeugnisse 

5.90 

0.012 

0.089 

0.008 

0.063 

Nichteisemnetallerze, Nichteisen- 
metalle 

3.19 

0.006 

0,048 

0.003 

0.025 

Zement, Gips 

7.71 

0.015 

0.116 

0.013 

0.099 

Glas 

5.19 

0.010 

0.078 

0.008 

0.058 

Steinzeug und Keiamikeizeugnisse 

6.20 

0.012 

0.093 

0.010 

0.072 

Andere Erzeugnisse aus Mineralien- 
Derivpten 

8.37 

0.017 

0.126 

0.013 

0.101 

Chemische Erzeugnisse 

3.97 

0,008 

0.060 

0,002 

0.018 

Metalleizeugnisse 

3.94 

0.008 

0.059 

0.002 

0.016 

Landwirtschaftliche und industrielle 
Maschinen 

3.09 

0.006 

0.046 

0.001 

0.005 

Büromaschinen usw. 

2.70 

0.005 

0.040 

0.002 

0.014 

Elektrik 

2.81 

0.006 

0.042 

0.000 

0.002 

Motorfahrzeuge und Motoren 

3.46 

0,007 

0.052 

0.001 

0.011 

Andere Transportausrüstung 

2.16 

0.004 

0.032 

0.000 

0,000 

Fleisch und Fleischerzeugnisse 

3.32 

0.007 

0.050 

0.003 

0,022 

Milch und Milchprodukte 

3.80 

0.008 

0.057 

0.004 

0.028 


(42) Prozentuale Kostenänderung im Sektor bei einer 100%igen Änderung der Straßentransportkosten. Der 

Straßentransport selbst erfährt eine Preiseihöhung von mehr als 100%. Bei den direkten Preisen beträgt 
die Preissteigerung 100%, zusätzlich erhöhen sich die Ihput-Preise des Straßentransports, da hierfür auch 
wieder Straßenverkehrsdienstleistungen in Anspruch genommen werden, woraus sich eine Erhöhung von 
insgesamt 1 0 1 ,8% ergibt. 
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Andere Lebensmittel 

4.17 

0.008 

0.063 

0.004 

Getr&nke 

3.45 

0.007 

0.052 

0.004 

Tabakeizeugnisse 

0.72 

0.001 

0011 

0.001 

Textiliea und Bekleidung 

2.66 

0,005 

0.040 

O.OÖO 

Leder, Leder^^aren, Fußbddeidung 

3.25 

0.007 

0.049 

0.003 

Bauholz und Holzmöbel 

3.47 

0.007 

0.052 

0.003 

HaibstofF, Papier, P{ 9 >pe 

4.12 

Ö.008 

0.062 

0.005 

Pi^iereizeugnisse, Dnickeizeugnisse 

3.16 

0.006 

0.047 

0.002 

Guinmi und KunststofTeizeugnisse 

338 

0.007 

0,051 

0.003 

Andere Veiaibeitungseizeugnisse 

2.80 

0.006 

0.042 

0.003 

Hoch- und Tiefbauaibeiten 

4.43 

0.009 

0.066 

-0.001 

Repaiaturdienste 

2.65 

0.005 

0.040 

0.002 

Groß- und Einzelhandel 

3.92 

0.008 

0.059 

-0.004 

HoteL und Gaststättengeweibe 

2.53 

0.005 

0.038 

0.001 

Bahntransport 

2.46 

0.005 

0.037 

0.001 

Straßentransport 

101.79 

0.204 

1.527 

0.201 

BinnenschüQfahit 

2.11 

0.004 

0.032 

0.002 

See- und Küsienschiffahrt 

2.13 

0.004 

0.032 

0.002 

Luitveikehr 

2.12 

0.004 

0.032 

0.002 

VerkehTS-Hilfsdienste 

4.63 

0.009 

0.069 

0.007 

Koramunikation 

0.84 

0.002 

0.013 

-0.001 

Kredit' und Versicherungswesen 

1.82 

0.004 

0.027 

-0.017 

Dienstleistungen filr Unternehmen 

1.00 

0.002 

0.015 

-0.005 

Vermietung von Immobilien 

0.44 

0.001 

0.007 

-0.001 

Miaiktdienstleistungen (Ausbildung, 
Gesundheit usw.) 

1.16 

0.002 

0.017 

-0.003 

\llgemeine öffentliche 

Dienstleistungen 

1.27 

0.003 

0.019 

-0.015 

Nichtmaiktbestimmte 

Dienstleistungen 

0.99 

0.002 

0.015 

-0.012 

Nutzer insgesamt 

4.08 

0.008 

0.061 

0.000 


0.028 

0.032 

0.004 

- 0.002 

0.026 

0.023 

0.040 

0.018 

0.019 

0.022 

-0.004 

0.011 

-0.028 

0:008 

0.009 

1.505 

0.018 

0.016 

0.017 

0.049 

- 0.011 

-0.129 

-0.038 

-0.005 

-0.026 

- 0.110 

-0.086 


0.000 
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Erläuterungen zur Tabelle 

Die Tabelle zeigt, wie sich die vorgeschlagene Richtlinie auf die Endpreise in den 54 
aufgefuhrten Sektoren auswiricen wird. 

Spalte A zeigt, um welchen Prozentsatz sich die Endpreise eines bestimmten Sektors 
erhöhen, wenn die Straßentransportkosten um 100% ansteigen. Die Spalte erfaßt 
sowohl den direkten als auch den indirdcten Effekt der gestiegenen Transportkosten. 
Der direkte Effekt ist der Anstieg der Kosten von Transporüeistungen, die vom Sektor 
selbst eingekauft werden, der indirekte Effekt ist der Anstieg jder Preise für andere 
Inputs, da sich deren Produktionskosten aufgrund höherer Transportkosten ebenfalls 
erhöhen. 

Spalte B stellt dar, wie sich höhere Benutzungsgdiühren auf die Endpreise auswirken. 
Da höhere Benutzungsgebühren voraussichtlich zu einer Erhöhung der Transportkosten 
um 0,2% fuhren wwden (Absatz 3. 4.2.2.), ergeben ach die Zahlen in Spalte B ganz 
einfach durch Multiplikation der Spalte A mit 0,2%. Durch die Erhebung von 
Benutzungsgebühren würde sich beispielsweise der Preis von landwirtschaftlichen 
Erzwignissen um 0,005% erhöhen (= 2,5% * 0,2%). 

Spalte C zeigt, wie sich die gleichzeitige Erhebung von höheren Benutzungsgd)ühren 
und Gebühren für empfindliche Streckai auf die Endpreise auswirkt. Durch diese 
Maßnahmen werden sich voraussichtlich die Transportkosten um etwa 1,5% erhöhen 
(Absatz 3.4.2.5.), so daß der Einfluß auf die Endpreise durch Multiplikation der Spalte 
A mit 1,5% errechnet wird. 

Den Spalten B und C kann enmommen werden, daß kein Sektor von einer Erhöhung 
der Transportkosten dramatisch betroffen ist. Selbst wenn sowohl Benutzungsgd)ühren 
als auch Gebühren für empfindliche Strecken erhoben werden, erfahrt der am stärksten 
betroffene Sektor (Erzoignisse aus hfineralienderivaten) lediglich eine 
Gesamtkostensteigerung von 0,13%. (Dies bedeutet, daß Produkte dieses Sektors, die 
ursprünglich 1000 ECU kosten, dann zum Preis von 1001,3 ECU verkauft werden 
müßten, wenn die Profite des Sektors gleich bleiben sollen). 

Es ist jedoch zu betonen, daß die in den Spalten A und B dargestellten 
Kostensteigerungen unter der Annahme errechnet wurden, daß die Regierung die 
erhöhten Einnahmen nicht nütrt. In der Praxis kann das Geld genutzt werden, um 
andere Steuern zu verringern. Die Spalten D und E der Tabelle zeigen den 
Nettopreiseffekt, wenn die Einnahmen über das soäale Sicherheitssystem rückvergütet 
werden. Auch dann ist noch immer der Sektor "Erzeugnisse aus Mineralienderivaten" 
am stärksten betroffen, doch erhöhen sich die Nettopreise nur noch um 0,10%. In 
einigen Sektoren, vor allem in der Dienstleistungsindustrie, verringern sich aufgrund 
einer Rückvergütung die Produktprdse (negative Zahlen). 
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Schaubild 1: 

Eurovignette + Gebühren für empfindliche Strecke 
{% Preisanstieg, keine Rückvergütung) 


•0,1 -0,05 0 0,05 0.M1 0,1 0,15 
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Schaubild 2: 

Eurovignette •fGebühren für empfindliche Strecke 
(% Preisanstieg, mit soziale Sicherheit Rückvergütung) 
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Vorschlag für eine 
RICHTLINIE DES RATES 

über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung 
bestimmter Verkehrswege durch schwere Nutzfahrzeuge 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 75 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Kommission^*\ 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses^^^, 
gemäß dem Verfahren des Artikels 189 c EG-Vertrag^^\ 
in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parlament, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 


1 . Die effiziente Nutzung des Verkehrssystems in der Gemeinschaft hängt unter anderem von 
der Einführung einer fairen und effizienten Kostenanlastung nach dem Verursacherprinzip 
ab. 

2. Die Anwendung dieses Prinzips setzt die Schaffung eines geeigneten rechtlichen Rahmens 
voraus, der allen Mitgliedstaaten ermöglicht, die tatsächlichen Kosten ihrer Straßenverkehrs- 
infrastruktur zu decken sowie gegebenenfalls externe Kosten den Verursachern anzulasten. 

3. Die Mitgliedstaaten sollten das Funktionieren des Binnenmarktes gewährleisten und 
Behinderungen des freien Waren- und Dienstleistungsverkehrs in der Gemeinschaft 
vermeiden. Das reibungslose Funktionieren des Verkehrsbinnenmarktes erfordert eine 
Nivellierung der Wettbewerbsbedingungen im Straßengüterverkehr, der gekennzeichnet ist 
durch nicht vertretbare Unterschiede bei der Höhe verkehrsbezogener Gebühren, Steuern 
und sonstiger einschlägiger Abgaben. Deshalb sollten Kraftfahrzeugsteuem und Straßenbe- 
nutzungsgebühren zwischen bestimmten Mindest- und Höchstsätzen liegen. 

4. Zur Gewährleistung eines auf Dauer tragbaren Verkehrs in der Gemeinschaft muß die 
Verwendung umweltfreundlicherer Arten des Güterverkehrs gefördert werden. 

5. Diese Ziele sollten stufenweise verwirklicht werden, um die Stabilität des Straßenverkehrs- 
marktes nicht zu erschüttern. 


( 1 ) 

( 2 ) 

< 3 ) 
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6. Mit der Richtlinie 92/81/EWG des Rates vom 19. Oktober 1992 zur Harmonisierung der 
Struktiu- der Verbrauchstwem auf Nfineralöle^^^ zuletzt geändert durch die ^chtlime 
94/74/EG^*^ und der Richtlinie 92/82/EWG des Rates vom 19. Oktober 1992 zur 
Aimäherung der Verbraüchsteuersätze für NfineralöW^, geändert durch ^e Richtlihie 
94/74/EG, ist bereits eine gewisse Harmonisierung bei den Abgabesystemen erreicht 
wordea 

7. Die Richtlinie 93/89/EWG des Rates vom 25. Oktoba- 1993 über die Bestaierung 
bestimmter Kraftfahrzeuge zur Güterbeförderung sowie die Erhebung von Maut- und 
Benutzungsgd)ühren für bestimmte Verkehrsw^e durch die Mitgliedstaaten^ wurde durch 
den Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften mit Urteil vom 5. Juli 1995 
(Rs. C-21/94, Pca-lcment/Kommissi(ni'^mi%t\ick)^ wobei die Wirkungen dieser Richtlinie 
aufrechterhalten werden, bis in diesem Bereich dne neue Regelung erlassen wurde; die 
Richtlinie 93/89/EWG sollte deshalb durch diese Richtlinie ersetzt werden. 

8. Unter den derzeitigen Umständen sollte die Angleichung der einzelstaatlichen Ab- 
gabensysteme auf Nutzfahrzoige mit dnem bestimmten Mindestgesamtgevticht beschränkt 
werden. 

9. In Nfitgliedstaaten, in denen Straßenbenutzungsgebühren erhoben werden, brauchen keine 
Mindestsätze für die Kraftfahrzeugsteuem angdvandt zu werden. 

10. Die Nutzung umweltfreundlicher«' und straßenschonenderer Fahrzeuge sollte durch dne 
stärkere Differenzierung der Steuern und Gebühren gefördert werden, sofern eine solche 
Differenzierung das Funktionieren des Binnenmarktes nicht bednträchtigt. 

11. Für bestimmte Formen des innerstaatlichen örtlichen Güterverkehrs, die sich nur in 
geringem Maße auf den Yerkehrsmarkt der Gemeinschaft auswirken, gdten zur Zeit 
ermäßigte Kraftfahrzeugsteuersätze. Damit ein harmonischer Übergang gewährleistet ist, 
sollte es den Mitgliedstaaten gestattet sein, zeitweilige Abweichungen von den Mindest- 
sätzen vorzusehen. 

12. Es sollte den Ntitgliedstaaten gestattet sein, für Fahrzeuge, deren Einsatz kdne Aus- 
wiriomgen auf den Verkehrsmarkt der Gemeinschaft haben kann, ermäßigte Sätze oder 
Befreiungen von der Kraftfahrzeugsteuer anzuwenden. 

13. Die bestehenden Wettbewerbsverzerrungen können zwar nicht allein durch die Harmoni- 
sierung der Steuern oder der Verbrauchsabgaben auf Kraftstoffe beseitigt werden, sie 
können jedoch - solange es kdne technisch und wirtschaftlich besseren Erhebungsformen 
gibt -dadurch gemildert werden, daß Maut- und/oder Autobdmbenutzungsgd)ühren 
beibehalten oder eingeführt werden. Ferner sollte den Mtgliedstaaten das Erheben von 
GdJühren für die Benutzung von Brücken, Tunnels, Gebirgspässen und empfindlichen 
Strecken gestattet sein. 


ABI. Nr. L 316 vom 31.10.1992, S. 12. 
ABI. Nr. L 365 vom 31.12.1994, S. 46. 
ABI. Nr. L 316 vom 31.10.1992, S. 19. 
ABI. Nr. L 279 vom 12. 1 1 . 1993, S. 32. 
Slg. 1995, 1-1827. 
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14. Die Defimtion "empfindlicher Strecken" sollte von der Kommission in einm Verfahrm 
unter Betdligung eines aus Votretem der Nfifgiiedstaaten zusammoigesetztai /i.usschusses 
eifolgm. Das Bestehen dnes Angdiots an Verkdirsdidisten adäquater Qualität durdi 
andere Vo'kehrsträger sdlte Voraussetzung für die Einstufung dn«- Strecke als empfindlich 
sein. 

15. Die Nüoit- und Benutzungsgebühren sollten nicht mH Diskriminierungen, übermäßigem 
Verwaltungsaufwand oder Behinderungen an den Binnengrmizen veibunden sein. Deshalb 
sollten gedgnete Maßnahmen .ergriffen werden, die gewährldsten, daß d-e Maut- und 
BenutzungsgdiOhren jederzdt und mit vm^hiedenen gängigen Zahlungsmittdn entriditet 
werden können. 

16. Die Benutzungsgebühren sollten entsprechoid der Dauer der Benutzung der betreffenden 
Veikehrswege festgdegt werdmi und so nahe wie mögiidi an den tatsächlich von den 
Straßenfahrzeugen veiursachten Kosten liegen. Dies sollte kurzfiistig durch die Einfiihmp g 
dner beschränkten DifTm-enzierung der Tarife entiqirechend dem jeweils verursachten 
Umwdt- und Infrastrukturschaden bewerkstelligt werden. 

17. Um dne einheitliche Anwendung der Benutzungs- und Mautgdiühren sichenotstellen, 
wären bestimmte Regeln für deren Anwendung festzulegen, bdspielsweise die Merkmale 
der Verkehrswege, für derm Benutzung diese erhoben wm-den, der von den Tarfen 
potentiell gedeckte Umfang der Infrastrukturkosten und der externen Kosten sovde die 
Mindest- und Höchstsätze bestimmter Tarife. Bei der Festlegung von Mautgebühren Wann 
ferner für das investierte Kapital eine der errdchbaren Rentabilität vergleichbarer In- 
vestitionen entsprechende Ertragsrate berücksichtigt werden. 

18. Zwd oder mehrere Mtgliedstaaten sollten bei der Einführung eines gemdnsameh 
Benutzungsgebührensystems zusammenaibdtoi können, sofern bestimmte zusätzliche 
Voraussetzungen dngehalten werden. 

19. Nach dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit beschränkt sich diese Richtlinie gemäß 
Artikel 3 b Absatz 3 EG-Vertrag auf das für die Errdchung der damit verfolgten Zide 
Erforderliche. 

20. Es sollte dn genauer Zeiq>lan für die Überprüfung der Bestimmungen dieser Richtlinie und 
deren etwaige Anpassung mit dem Ziel der Entwicklung eines stärker gebietsbezogenen Ab- 
gabensystems fes^degt werden - 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN; 

KAPITEL 1 

Allgemeine Bestimmungen 
Artikel 1 

Diese Richtlinie findet auf die in Artikd 2 definierte Besteuerung von Kraftfahrzeugen und 
Maut- und Benutzungsgebühren, die von schweren Nutzfahrzeugen erhoben werdeh, 
Anwendung. 
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Diese Richtlinie betrifft nicht Fahrzeuge, die ausschließlich für den Verkehr mit außer- 
europäischen Gebieten der Mitgiiedstaaten eingesetzt werden. 

Sie betrifft ferner nicht auf den Kanarischen Inseln, in Ceuta und Melilla sowie auf den Azoren 
oder N^deira zugelässene Fahrzeuge, die ausschließlich für Transporte in diesen Gebieten oder 
zwischen diesen Gebieten und dem spanischen bzw. portugiesischen Festland eingesetzt werden. 


Artikel 2 

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck 

a) "Autobahn” eine Straße, die nur für den Verkehr mit Kraftfahrzeugen bestimmt und 
gebaut ist, zu der von den angrenzenden Grundstücken aus keine unmittelbare Zufahrt 
besteht xmd die 

i) für beide Verkehrsrichtungen — außer an einzelnen Stellen oder vorüberge- 
hend — besondere Fahrbahnen hat, die durch einen nicht für den Verkehr 
bestimmten Geländestreifen oder in Ausnahmefallen auf andere Weise 
voneinander getrennt sind; 

ii) keine höhengleiche Kreuzung mit Straßen, Eisenbahn- oder Straßenbahnschienen 
oder Gehwegen hat und 

iii) als Autobahn besonders gekennzeichnet ist; 


b) "Maut" eine für eine Fahrt eines Kraftfahrzeugs zwischen zwei Punkten airf einem der 
Verkehrswege nach Artikel 7 Buchstabe II) zu leistende Zahlung, deren Höhe sich nach 
der zurückgelegten Wegstrecke und dem Fahrzeugtyp richtet; 

c) "Benutzungsgebühr" eine Zahlung, die während eines bestimmten Zeitraums zur 
Benutzung der in Artikel 7 Buchstabe II) genannten Verkehrswege durch ein Kraftfahr- 
zeug berechtigt; 

d) "Kraftfahrzeug" ein Kraftfahrzeug oder eine Fahrzeugkombination, die ausschließlich für 
den Güterkraftverkehr bestimmt sind und deren zulässiges Gesamtgewicht mindestens 
12 Tonnen beträgt; 

e) "Fahrzeug der Kategorie Euro I" ein Fahrzeug mit den Eigenschaften gemäß der 
Definition in Zeile A der Tabelle in Absatz 8.3. 1.1 des Anhangs I der Richtlinie 
88/77/EWG des Rates<’'^; 

f) "Fahrzeug der Kategorie Euro II" ein Fahrzeug mit den Eigenschaften gemäß der 
Definition in Zeile B der Tabelle in Absatz 8.3. 1.1 des Anhangs I der Richtlinie 
88/77/EWG des Rates; 


(9) 


ABI. Nr. L 36 vom 9.2.1988, S. 33, geändert durch die Richtlinie 91/542/EWG, 
ABI. Nr. L 295 vom 25.10.1991, S. 1. 
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g) "empfindliche Strecke" eine Verkehrsinfrastruktur, auf der Maut- oder Benutzungs- 
gebühren gemäß Artikel 7 Buchstabe 11 erhoben werden können, die die in Artikel 9 
Absatz 2 genannten Kriterien erfüllt und gemäß dem in Artikel 10 beschriebenen 
Verfahren ermittelt wurde; 

h) "externe Kosten", die durch Verkehrsstaus, LufWerschmutzung und Länn verursachten 
Kosten; 

i) "zugelassenes Verkehrsunternehmen" ein Eisenbahnunteraehmen, das den Bestimmungen 
der Richtlinie 95/18/EG des Rates^*®^ oder ein BinnenschifFsgüterverkehrsuntemehmen, 
das den Bestimmungen der Richtlinie 87/540/EWG des RateS^"^ entspricht; 

j) "offener Zugang" für Eisenbahnen Zugang im Sinne der Richtlinie 91/440/EWG^‘^^ und 
für die Binnenschiffahrt Zugang im Sinne der Verordnungen (EWG) Nr. 2919/85^‘*^, 
Nr. 3921/91<1^> und (EG) Nr. 1356/96<**\ 


KAPITEL n 
Kraftfahrzeuesteuem 
Artikel 3 


1. Kraftfahrzeugsteuem im Sinne von Artikel 1 sind folgende Steuern: 


Belgien; 

taxe de circulation sur les vehicules automobiles/ 
verkeersbelasting op de autovoertuigen. 

Dänemark: 

vasgtafgift af motorkoretojer m.v.. 

Deutschland; 

Kraftfahrzeugsteuer, 

GriechenlMd: 

TeXt] KuxXocpopiag 

Spanien: 

(a) 

(b) 

impuesto sobre vehiculos de tracciön mecanica 
impuesto sobre actividades econömicas (nur in bezug auf 
die für Kraftfahrzeuge erhobenen Abgaben). 

Frankreich: 

(a) 

(b) 

taxe speciale sur certains vehicules routiers 
taxe differentielle sur les vehicules ä moteur. 


ABI. Nr. L 143 vom 27.6.1995, S. 70. 
ABI. Nr. L 322 vom 12.11.1987, S. 20. 
ABI. Nr. L 237 vom 24.8.1991, S. 25. 
ABI. Nr. L 280 vom 22.10.1985, S. 4. 
ABI. Nr. L 373 vom 31.12.1991, S. 1. 
ABI. Nr. L 175 vom 13.7.1996, S. 7. 
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- 

Irland; 

vehicle excise duty. 

- 

Italien; 

(a) 

tassa automobilistica 


(b) 

addizionale de! S % sulla tassa automobilistica. 

- 

Luxemburg; 

taxe sur les vehicules automoteUrs, 

- 

Niederlande; 

motorrijtuigenbelasting. 

- 

Österreich; 

Kraftfahrzeugsteuer, 

- 

Portugal; 

(a) 

imposto de camionagem 


(b) 

imposto de circula 9 äo. 

- 

Finnland; 

moottoriajoneuvovero / Motorfordonsskatt 

- 

Schweden; 

Fordonsskatt 

- 

Vereinigtes 

Königreich; 

vehicle excise duty. 


2. Ein Mitgliedstaat, der eine der Steuern gemäß Absatz 1 durch eine andere, gleichartige 
Steuer ersetzt, unterrichtet die Kommission davon, die die erforderlichen Änderungen 
vomimmt. 

Artikel 4 

Die Verfahren zur Erhebung und Einziehung der in Artikel 3 genannten Steuern werden von 
jedem Mitglied.staat festgelegt. 

Artikel 5 

Die Steuern nach Artikel 3 für Fahrzeuge, die in einem Mitgliedstaat zugelassen sind, werden 
nur von dem Mitgliedstaat der Zulassung erhoben. 

Artikel 6 

1. Ungeachtet der Struktur der Steuern nach Artikel 3 setzen die Nfitgliedstaaten die 
entsprechenden Steuersätze so fest, daß sie für alle in Anhang I genannten Fahrzeug- 
klassen oder -Unterklassen nicht unter den Mindestsätzen und nicht über den 
Höchstsätzen liegen, die in Anhang I aufgeführt sind. 

Ein Mitgliedstaat kann jedoch Kraflfahrzeugsteuem erheben, die unter diesen 
Mindestsätzen liegen, falls er ein den Bestimmungen dieser Richtlinie entsprechendes 
Benutzungsgebührensystem anwendet. 
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Kraftfahrzeugsteuem für Fahrzeuge, die keiner Euro-Kategorie angehören, müssen um 
mindestens 10 % über den Steuern für gleichwertige Fahrzeuge der Kategorie Euro I 
liegen. Die für Fahrzeuge der Kategorie Euro I festgesetzten Steuertarife müssen um 
mindestens 10 % über den Steuern für gleichwertige Fahrzeuge der Kategorie Euro II 
liegen. 

2. Die Mitgliedstaaten können ermäßigte Sätze oder Befreiungen anwenden auf: 

a) Kraftfahrz^ge der nationalen Streitkräfite, des Katastrophenschutzes, der 
Feuerwehrdienste, anderer Notdienste, der Ordnungsbehörden und der Fahrzeuge 
des Straßenwartungsdienstes; 

b) Kraftfahrzeuge, die nur gelegentlich im Straßenverkehr des Mitgliedstaats 
eingesetzt werden, in dem sie zugelassen sind, und die von natürlichen oder 
juristischen Personen eingesetzt werden, deren Hauptgewerbe nicht der Güterver- 
kehr ist, sofern die mit den Fahrzeugen durchgeführten Transporte keine 
Wettbewerbsverzemingen verursachen und die Kommission ihre Zustimmung 
dazu gegeben hat. 

3. Vorbehaltlich der Überprüfung nach Artikel 13 können die Mitgliedstaaten bis zum 
1 . Juli 1998 besondere Ausnahmebestimmungen auf Fahrzeuge mit bis zu höchstens drei 
Achsen anwenden, die ausschließlich für den innerstaatlichen örtlichen Verkehr 
eingesetzt werden. 

4. Ein Mitgliedstaat kann nach dem in Artikel 10 beschriebenen Verfahren ermächtigt 
werden, aus besonderen Gründen sozial- oder wirtschaftspolitischer Art oder aus 
Gründen der Infrastrukturpolitik dieses Staates zusätzliche Befreiungen oder ermäßigte 
Sätze beizubehalten. Diese Befreiungen oder ermäßigten Sätze dürfen nur für Fahrzeuge 
gewährt werden, die in diesem Mitgliedstaat zugelassen sind und ausschließlich 
Transportv innerhalb eines genau festgelegten Teils seines Hoheitsgebiets durchführen. 

5. Unbeschadet der Absätze 1, Unterabsatz 1, 2, 3, und 4 dieses Artikels sowie des 
Artikels 6 der Richtlinie 92/106/EWG des Rates^*®^ dürfen die Mitgliedstaaten bei den 
Steuern im Sinne dfes Artikds 3 keine Befreiung oder Ermäßigung gewähren, die zur 
Folge hätte, daß der zu entrichtende Steuerbetrag unter den Mindestsätzen von Absatz 
1 dieses Artikels liegt. 

KAPITEL m 

Maut- und Benutzungsgebühren 
Artikel 7 

1. Die Mitgliedstaaten dürfen unter den in Absatz 2 bis 11 genannten Bedingungen Maut- 
und/oder Benutzungsgebühren beibehalten oder einführen. 


ABI. Nr. L 368 vom 17.12.1992, S. 38. 
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2. Maut- und Benutzungsgebühren werden nur für die Benutzung von Brücken, Tunnels, 
Gebirgspässen, empfindlichen Strecken, Autobahnen oder anderen mehrspurigen Straßen, 
die ähnliche Merkmale wie Autobahnen aufweisen, erfioben. 

In einem Mitgliedstaat, der über kein allgemeines Netz von Autobahnen oder Straßen 
mit zwd Richtungsfahrbahnen, die ähnliche Merkmale wie Autobahnen aufweisen, 
verfugt, können J^t- und Benutzungsgebühren für die Benutzung der höchsten 
Straßenkategorie des betreffenden Mitgliedstaats erhoben werden. 

Nach Anhörung der Kommission gemäß dem Verfahren der Entscheidung des Rates 
vom 21. März 1962^^’’ können Maut- und Benutzungsgebühren auch für die Benutzung 
anderer Abschnitte des primären Straßennetzes erhoben werden, insbesondere wenn dies 
aus Sicherheitsgründen gerechtfertigt ist. 

Nach Anhörung der Kommission gemäß dem Verfahren der Entscheidung des Rates 
vom 21. März 1962 kann von den betreffenden Mitgliedstaaten eine Sonderregelung für 
die Grenzgebiete eingeführt werden. 

3. Maut- und Benutzungsgebühren dürfen nicht gleichzeitig für die Benutzung ein und 
desselben Straßenabschnitts erhoben werden. Jedoch können die hfitgliedstaaten bei 
Netzen, auf denen Benutzungsgebühren erhoben werden, auch Maut für die Benutzung 
von Brücken, Tunneln, Gebirgspässen und empfindlichen Strecken erheben. 

4. Unbeschadet Absatz 11 dieses Artikels und des Artikels 9 dürfen die Maut- und 
Benutzungsgebühren weder mittelbar noch unmittelbar zu einer unterschiedlichen 
Behandlung aufgrund der Staatsangehörigkeit des Verkehrsuntemehmers oder des 
Ausgangs- oder Zielpunktes des Verkehrs führen. 

5. Maut- und Benutzungsgebühren werden so eingeführt und erhoben und ihre Zahlung 
wird so kontrolliert, daß sie den Verkehrsfluß möglichst wenig beeinträchtigen, wobei 
darauf zu achten ist, daß sie keine Zwangskontrollen an den Binnengrenzen der 
Gemeinschaft erfordern. Die Nfitgliedstaaten arbeiten zusammen, um es den Verkehrs- 
untemehmem zu ermöglichen, die Benutzungsgebühren jederzeit und mit allen gemein- 
schaftlichen Zahlungsmitteln inner- und außerhalb deijenigen Mitgliedstaaten zu 
entrichten, in denen sie erhoben werden. Die Mitgliedstaaten sorgen für die Bereit- 
stellung entsprechender Vorrichtungen an den Zahlstellen fiir Maut- und Benutzungs- 
gebühren, um Beeihträchtigungen der Straßenverkehrssicherheit auszuschließen. 

6. Ab 1. Januar 1998 wird für die Benutzungsgebühren einschließlich der Verwaltungs- 
kosten von den betreffenden Mitgliedstaaten für alle Fahrzeugklassen ein Betrag 
festgesetzt, dessen Höhe zwischen 50 % und 100 % der in Anhang HI für die ver- 
schiedenen Fahrzeugklassen nach Anhang n und lü festgesetzten Höchstsätze liegt. 
Unabhängig von der festgesetzten Höhe müssen die Gebühren für einzelne Fahrzeug- 
klassen im gleichen Verhältnis stehen wie die in Anhang III aufgeführten Höchstsätze. 


ABI. Nr. 23 vorii 3.4.1962, S. 720/62, geändert durch die Entscheidung 73/402/EWG 
des Rates vom 22. November 1973, ABI. Nr. L 347 vom 17.12.1973, S. 48. 


( 17 ) 
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Diese Höchstbeträge werden am 1. Januar 2001 und anschließend alle zwei Jahre 
überprüft. Die Kommission schlägt gegebenenfalls notwendige Anpassungen vor, die 
vom Rat nach den im EG-Vertrag vorgesehenen Verfahren vorgenommen werden. 

7. Die Sätze der Benutzungsgebühren müssen im Verhältnis zu der Datier der Benutzung 
der betreffenden Infrastruktur stehen. 

Die Entrichtung der Benutzungsgebühren kann jähriich, monatlich, wöchentlich oder 
täglich erfolgen; die entsprechenden Sätze betragen 1/1, 1/12, 1/50 und 1/250 der 
Jahresgebühr für die jeweilige Fahrzeugklasse. 

Einem Mitgliedstaat steht es frei, ausschließlich Jahresgebühren auf die in seinem 
Hoheitsgebiet zugelassenen Kraftfahrzeuge zu erheben. 

8. Die Mautgebühren werden so festgelegt, daß die Erträge des betreffenden Infrastruktur- 
netzes nicht höher sind als dessen Bau-, Betriebs- und Entwicklungskosten ein- 
schließlich einer bei vergleichbaren Investitionen erreichbaren Rentabilität. Ferner 
können die Mitgliedstaaten einen Gebührenbestandteil zur Deckung externer Kosten in, 
entsprechender Höhe erheben, höchstens jedoch 0,03 ECU pro Kilometer. 

9. Auf empfindlichen Strecken können die Mitgliedstaaten nach dem Verfahren nach 
Artikel 10 und nach Vorlage der Begründung gemäß Artikel 9 Absatz 1 eine Gebühr 
zur Deckung externer Kosten, die die Höchstsätze nach Artikel 8 übersteigt, erheben. 
Die Gebühren zur Deckung externer Kosten darf 0,5 ECU pro Kilometer nicht 
übersteigen. 

Auf empfindlichen Strecken, auf denen keine Maut erhoben wird, können die Mitglied- 
staaten aufgrund einer Begründung nach Artikel 9 Absatz 1 gemäß dem Verfahren nach 
Artikel 10 eine zur Deckung externer Kosten bestimmte Tagesgebühr von höchstens 
15 ECU erheben. 

10. Die Ermittlung der in diesem Artikel Absätze 3 und 9 genannten empfindlichen 
Strecken erfolgt nach dem Verfahren gemäß Artikel 10 unter Zugrundelegung der in 
Artikel 9 Absatz 2 aüfgefuhrten Kriterien. 

11. Jeder Mitgliedstaat kann sicherstellen, daß die Emissions- und Straßenschadens- 
klassifikation der auf Seinem Hoheitsgebiet zugelassenen Fahrzeuge ohne weiteres 
ersichtlich ist. Ist ein entsprechendes Dokument nicht verfügbar, so körmen die Mitglied- 
staaten Gebühren wie für Fahrzeuge, die keiner Euro-Kategorie angehören, und für 
Fahrzeuge der Straßenschadensklasse in erheben. 

Artikel 8 

1 . Zwei oder mehr Mitgliedstaaten können bei der Einführung eines gemeinsamen Systems 
von Benutzungsgebühren für ihre Hoheitsgebiete Zusammenarbeiten. Diese Mitgliedstaa- 
ten beteiligen die Kommission eng an diesen Arbeiten sowie an dem späteren Betrieb 
und etwaigen Änderungen des Systems. 

2. Für ein gemeinsames System gelten neben den Bedingungen nach Artikel 7 folgende 
Bedingungen. 
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a) Für die gemeinsamen Benutzungsgebühren wird von den teilnehmenden 
Mitgliedstaaten ein Betrag fes^elegt, der nicht über den Höchstsätzen und nicht 
unter den Mindestsätzen von Artikel 7 Absatz 6, 7 und 9 liegt. 

b) Die Entrichtung der gemeinsamen Benutzungsgebühren berechtigt zur Benutzung 
des von jedem teilnehmenden hfitgliedstaat gemäß Artikel 7 Absatz 2 definierten 
Straßennetzes. 

c) Andere Mitgliedstaaten können sich dem gemeinsamen System anschließen. 

d) Die teilnehmenden Mitgliedstaaten erarbeiten eine Aufieilungsregelung, um 
j edem teilnehmenden hfi^iedstaat einen gerechten Anteil an den Einnahmen aus 
den Benutzungsgebühren zu sichern. 

Artikel 9 

1. Im Hinblick auf die Ermittlung empfindlicher Strecken und die Festlegung der dort zu 
erhebenden Benutzungsgdjühren nach dem in Artikel 10 beschriebenen Verfahren 
übermitteln die Mitgliedstaaten der Kommission alle relevanten Daten sowie eine 
Begründung der vorgesehenen Benutzungsgebühren. Diese Begründung k>llte eine 
Beschreibung der Methode und der Berechnung zur Festsetzung der Tarife, eine 
Beschreibung der Maßnahmen, die zur Verringerung der von allen Straßenbenutzem im 
betreffenden Gebiet verursachten relevanten externen Kosten getroffen wurden, sowie 
eine Beschreibung der Maßnahmen zur Bekämpfung der Luftverschmutzung aus allen 
Quellen im betreffenden Gebiet enthalten. 

2. Der Bestimmung empfindlicher Strecken werden folgende Kriterien — soweit 
zweckdienlich — zugrunde gelegt: die Kriterien zur Beurteilung der Frage, ob eine 
Autobahn überlastet ist und/oder ob der dortige Verkehr erheblich zu schlechter 
Luftqualität und/oder hoher Lärmbelastung in der Umgebung beiträgt, insbesondere in 
nach Artikel 2 der Richtlinie [xx/xx/EG] über die Beurteilung und die Kontrolle der 
Luftqualität^'*' ermittelten Gebieten und Ballungsräumen. Ferner müssen folgende 
Bedingungen erfüllt sein: in dem betreffenden Gebiet muß ein Angebot an Verkehrs- 
diensten adäquater Qualität durch andere Verkehrsträger sowie insbesondere freier, nicht 
diskriminierender Infrastrukturzugang für zugelassene Verkehrsuntemehmen bestehen 
und müssen Maßnahmen zur Bekämpfung der Luftverschmutzung aus allen Quellen 
getroffen worden sein. 


Artikel 10 

1. Die Kommission wird bei der Durchführung der Artikel 6 Absatz 4 und 7 Absätze 9 
und 10 von dem gemäß der Entscheidung 65/270/EWG des Rates vom 13. Mai 1965^’®^ 
eingesetzten beratenden Ausschuß unter Vorsitz eines Vertreters der Kommission 
unterstützt. 


Gemeinsamer Standpunkt (EG) Nr. 5/96, ABI. Nr. C 59 vom 28.2.1996, S. 24. 
ABI. Nr. 88 vom 24.5.1965, S. 1473/65. 


49 


Drucksache 13/7733 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


2. Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Ausschuß einen Entwurf der zu tref- 
fenden Maßnahmen. Der Ausschuß gibt eine Stellungnahme zu diesem Entwurf inner- 
halb einer Frist ab, die der Vorsitzende unter Berücksichtigung der Diinglidikeit der 
betreffenden Frage — erforderlichenfalls durch eine Abstimmung — festsetzen karm. 

Die Stellungnahme wird in das Protokoll aufgenommen; darüber hinaus hat jeder Mit- 
^iedstaat das Recht zu verlangen, daß sein Standpunkt im Protokoll festgehalten vnrd. 

Die Kommission berücksichtigt soweit wie mt^ich die Stellungnahme des Ausschusses. 
Sie unterrichtet den Ausschuß darüber, inwieweit sie seine Stellungnahme berücksichtigt 
hat. 


KAPITEL IV 


Schlußbestimmungen 
Artikel 11 

Diese Richtlinie läßt das Recht der Mitgliedstaaten unberührt, folgende Steu«Ti und Gebühren 
zu erheben: 

a) spezifische Steuern oder Abgaben: 

die bei der Zulassung des Fahrzeugs erhoben werden oder 
- mit denen Fahrzeuge oder Ladungen mit ungewöhnlichen Gewichten oder 
Abmessungen belegt werden. 

b) Parkgebühren und spezielle Gebühren für die Benutzung von Stadtstraßen. 


Artikel 12 

Für die Zwecke dieser Richtlinie wird der Kurs für die Umrechnung des ECU in die 
verschiedenen Landeswährungen einmal jährlich festgelegt. Maßgeblich sind die am ersten 
Arbeitstag im Oktober geltenden und im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
veröffentlichten Kurse; sie finden ab 1. Januar des darauffolgenden Kalendeijahres Anwendung. 


Artikel 13 


1 . Die Kommission erstattet dem Rat spätestens zum 3 1 . Dezember 1 999 Bericht über die 
Durchführung dieser Richtlinie und über die Auswirkungen der Richtlinie 93/89/EWG, 
wobei sie der Entwicklung der Technik und des Verkehrsaufkommens Rechnung trägt. 

Damit die Kommission diesen Bericht erstellen kann, übermitteln die Mitgliedstaaten 
der Kommission spätestens zum l. Juni 1999 die erforderlichen Angaben. 

Zusammen mit diesem Bericht sind in erforderlichem Umfang Vorschläge zur 
Einführung einer auf das Territorialitätsprinzip gestützten gemeinsamen Regelung zur 
Anlastung der Wegekosten vorzulegen, die Infrastrukturkosten und externen Kosten 
sowie den potentiellen Folgen auf regionaler Ebene Rechnung trägt. Der Rat 
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verabschiedet auf der Grundlage der Vorschläge bis zum 30. Juni 2000 eine gemeinsa- 
me Regelung, die spätestens am 1. Januar 2001 in Kraft tritt. 

2. Die Mitgliedstaaten, die elektronische Systeme zur Erhebung von Maut- und/oder 
Benutzungsgebühren einftihren, unterstützen das Ziel, die Interoperabilität dieser 
Systeme zu erreichen. Die Kommission legt spätestens am 31. Dezember 1998 einen 
Zwischenbericht hierzu vor. In diesem Bericht werden unter anderem die Möglichkeiten 
untersucht, die elektronische Gebühreneihebungssysteme mit automatischer Klassifizie- 
rung imd automatischem Gebühreneinzug eröffnen. 

Artikel 14 


1. Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften in 
Kraft, um dieser Richtlinie vor dem 31. Dezember 1997 nachzukommen. Sie 
unterrichten die Kommission unverzüglich davon. 

Wenn die Mitgliedstaaten Vorschriften nach Unterabsatz 1 erlassen, nehmen sie in den 
Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf 
diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme. 

2. Die hhtgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 
Die Kommission setzt die anderen Mitgliedstaaten davon in Kenntnis. 


Artikel 15 

"Die Mitgliedstaaten legen die Sanktionen fest, die bei einem Verstoß gegen die einzel- 
staatlichen Vorschriften zur Umsetzung dieser Richtlinie zu verhängen sind, und treffen alle 
geeigneten Maßnahmen, um ihre Durchsetzung zu gewährleisten. Diese Sanktionen müssen 
wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein. Die Mitgliedstaaten teilen diese Vorschriften 
der Kommission spätestens an dem in Artikel 14 Absatz 1 Unterabsatz 1 genannten Tag 
(Stichtag für die Umsetzung der Richtlinie) mit und melden so bald wie möglich alle sie 
betreffenden Änderungen." 


Artikel 16 

Die Richtlinie tritt zwanzig Tage nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 


Artikel 17 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
Geschehen zu 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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ANHANG I 

KRAFTFAHRZEUGSTEUER-SÄTZE 


Kraftfahrzeuge 


Achszabl und zidässiges 
Gesamtgewicht 
(in Tonnen) 

Mindeststeuer 
(in ECU/Jahr) 

Höchststeuer 
(in ECU/Jahr) 

gleich oder 
über 

unter 

Luftfederung oder als der 
Luftfederung gleichwertig 
anerkanntes Fedetungs- 
systemf'^ an der (den) An- 
triebsachse(n) 

Andere Fedenu^ssysteme 
an der (den) Antriebsach- 
se(n) 

Alle Fahrzeugtypen 



Euro n 


2 Achsen 





12 

13 

0 

31 

984 

13 

14 

31 

86 


14 

15 

86 

121 


15 

18 

121 

274 


3 Achsen 





15 

17 

31 

54 

1287 

17 

19 

54 

111 

1438 

19 _ 

21 

111 

144 

1481 

21 

23 

144 

222 

2059 

23 

25 

222 

345 

3133 

25 

26 

222 

345 

3279 

4 Achsen 





23 

25 

144 

146 

1784 

25 

27 

146 

228 

2059 

27 

29 

228 

362 

3249 

29 

31 

362 

537 

4714 

31 

32 

362 

537 

4714 


Als der Luftfederung gleichwertig anerkanntes Federungssystem gemäß der Definition 
in Anhang III der Richtlinie 92/7/EWG des Rates vom 10. Februar 1992 zur Änderung 
der Richtlinie- 85/3/EWG über die Gewichte, Abmessungen und bestimmte andere 
technische Merkmale bestimmter Straßenfahrzeuge (ABI. Nr. L 57 vom 2.3. 1992, S. 29). 
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Fahrzeugkombinationen (sattelverbundene Kraftfahrzeuge und Lastzü 


Achszahl und zulässiges 
Gesamtgewiclit 
(in Tonnen) 


gleich oder 
Aber 


Min^ststeuer 
(in ECU/Jahr) 



Luftfederung oder als der 
Luftfederung ^eichweitig 
anedcanntes Federungs- 
^sten/'^ an der (den) An-, 
tiiebsacbse(n) 


Andere Fedeningssysteme 
an der (den) Antriebs- 
achse(n) 


Höchststeuer 
(in ECU/Jahr) 


Alle Fahrzeugtypen 



Als der Luftfederong gleichwertig anerkanntes Federungs^steni gemäß der Definition in A nhang m der 
Richtlinie 92/7/EWG des Rates vom 10. Februar 1992 zur Änderung der Richtlinie 85/3/EWG über die 
Gewichte, Abmessungen und bestimmte andere technische Merkmale bestimmter Straßenfahrzeuge (ABI 
Nr. L 57 vom 2.3.1992, S. 29). 


53 

























Drucksache 13/7733 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


ANHANG II 

In Artikel 7 Absatz 6 und in Anhang III genannte Fahrzeugklassen 

Die Fahrzeuge werden nach Maßgabe des von ihnen verursachten Schadens am Fahrbahn- 
obeibau in aufsteigender Reihenfolge den Unterklassen I, II und III zugewiesen (d.h. die 
Fahrzeuge der Klasse I verursachen die geringsten Schäden an der Straßeninfrastruktur). 

Kraftfahrzeuge 


Luftfedeiung oder als der Luftfedening • 
gleichwertig anericaimtes Federungs- 
systen/'^ an der (den) Antriebsachse(n) 

Andere Federungssysteme an der (den) 
Antriebsachse(n) 

Straßenschadens- 

klasse 

Achszahl und zulässiges Gesamtgewicht 
(in Tonnen) 

Achszahl und zulässiges Gesamtgewicht 
(in Tonnen) 

gleich oder über 

unter 

gleich oder über 

nicht unter 


2 Achsen 


2 Achsen 



7.5 

12 

7.5 

12 


12 

13 

12 

13 


13 

14 

13 

14 


14 

15 

14 

15 


15 

18 

15 

18 

I 

3 Achsen 

■ 

3 Achsen 



15 

17 

15 

17 


17 

19 

17 

19 


19 

21 

19 

21 


21 

23 

21 

23 


23 

25 


25 

II 

25 

26 


26 


4 Achsen 


4 Achsen 



23 

25 

23 

25 

I 

25 

27 

25 

27 


27 

29 ! 

1 27 

29 


29 

31 

29 

31 


31 

32 

31 

32 

II 


Als der Luftfederung gleichwertig anerkanntes Federungssystem gemäß der Definition in Anhang III der 
Richtlinie 92/7/EWG des Rates vom 10. Februar 1992 zur Änderung der Richtlinie 85/3/EWG über die 
Gewichte, Abmessungen und bestimmte andere technische Merkmale bestimmter Straßenfahrzeuge (ABI. 
Nn L 57 vom 2.3.1992, S, 29). 
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Fahrzeiigkomhinationen /sattetverbundene Kraftfahrzeuge und Lastzüge 


Luftfederung oder als der Luftfederung - 

gleichwertig anerkanntes Federungssy- 
stem^'^ an der (den) Antriebsachse(n) 

Achszahl und zulässiges Gesamtgewicht 

(in Tonnen) 

gleich oder über 

unter 

2 + 1 Achsen 


7.5 

12 

12 

14 

14 

16 

16 

18 

18 

20 

20 

22 

22 

23 

23 

25 

25 

28 

2 + 2 Achsen 


23 

25 

25 

26 

26 

28 

28 

29 

29 

31 


Andere Federungssysteme an der (den) 
Antriebsachse(n) 


Achszahl und zulässiges Gesamtgewicht 
(in Tonnen) 

Straßenschadens- 

klasse 

gleich oder über 

unter 


2 + 1 Achsen 



7.5 

12 


12 

14 


14 

16 

I 

16 

18 


18 

20 


20 

22 


22 

23 


23 

25 


25 

28 


2 + 2 Achsen 



23 

25 


25 

26 

I 

26 

28 


28 

29 



3+3 Achsen 


36 

38 

38 

40 



3+2 Achsen 


n 

36 

38 



38 

40 

40 

44 

m 


3 + 3 Achsen 

36 

38 

, I 



40 

44 

n 


Als der Luftfedenmg gleichwertig aneikaimtes Federungssystem gemäß der Definition in Anhang III der 
Richtlinie 92/7/EWG des Rates vom 10. Februar 1992 zur Ändemng der Richtlinie 85/3/EWG über die 
Gewichte, Abmessungen und bestimmte andere technische Merkmale bestimmter Straßenfahrzeuge (ABI. 
Nr. L 57 vom 2.3.1992, S. 29). 
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ANHANG III 

1. Jahreshöchstsätze für die in Artikel 7 Absatz 6 genannten Benutzungsgebühren 


ECU 



Straßenschadens- 
klasse ni 

Straßenschadens- 
klasse II 

Straßenschadens- 
klasse I 

kein EURO-Fahr- 
zeug 

2000 

1500 

1000 

EURO I 

1850 

1350 

850 

EURO n 

1750 

1250 

750 


2. Jahresmindestsätze für die in Artikel 7 Absatz 6 genannten Benutzungsgebühren 

Die Mindestsätze der jährlichen Benutzungsgebühren betragen 50% der oben angegebenen 
Höchstsätze. 
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AUSWIRKUNGEN AUF DIE UNTERNEHMEN 

Die Auswirkungen des Vorschlags auf die Unternehmen, 
insbesondere auf kleine und mittlere Unternehmen 


Titel des Vorschlags: Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Anlastung der 

Wegekosten an schwere Nutzfahrzeuge 

Dokumentennr. : 


Per Vorschlag 

1 . Ist in Anbetracht des Subsidiaritätsprinzips eine Gemeinschaftsv orschrift erforderlich und 

welches sind die angestrebten Ziele 

Gegenstand dieses Vorschlags ist eine Richtlinie des Rates, die die Richtlinie 93/89/EWG über 
die Besteuerung bestimmter Kraftfahrzeuge zur Güterbefördenmg sowie die Erhebung von 
Maut- und Benutzungsgebühren für bestimmte Verkehrswege durch die Mitgliedstaaten, die vom 
Europäischen Gerichtshof im Juli 1995 aufgrund von Verfahrensfehlem aufgehoben wurde, 
ersetzen soll. Zur Vermeidung einer Gesetzeslücke sollten die Bestimmungen der Richtlinie 
weiter angewendet werden, bis der Rat naie Rechtsvorschriften erlassen hat. 

Der Vorschlag ist daher zur Erfüllung dieser gesetzlichen Verpflichtung erforderlich. 

Mit dem Vorschlag soll ein geeigneter gesetzlicher Rahmen abgesteckt werden, mit dem 

* den Mitgliedstaaten die Möglichkeit gegeben wird, in fairer und effizienter Weise 
ihre tatsächlichen Infrastmkturkosten zu decken sowie gegebenenfalls Gebühren 
für ihre externen Kosten zu erheben; 

* die Weiterentwicklung und das reibungslose Funktionieren des Verkehrs- 
binnenmarkts durch eine Nivelliemng der Wettbewerbsbedingungen im 
Straßengüterverkehr gefördert werden, wobei die ungleichen Wettbewerbs- 
bedingungen auf nicht vertretbare Unterschiede bei der Höhe der Gebühren, 
einschließlich Steuern und sonstiger relevanter Abgaben zurückzuführen sind;. 

* eine größere Differeiunerung der Gebühren eingeführt wird, wobei der Einsatz 
umweltfreundlicher und straßenschonender Fahrzeuge begünstigt und somit der auf 
Dauer tragbare Verkehr in der Gemeinschaft gefördert wird. 
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Auswirkungen auf die Unternehmen 

2. Betroffene 

Branchen 

Der Vorschlag betrifft Giiterkraftverkehrsuntemehmen, die Fahrzeuge mit einem 
zulässigen Gesamtgewcht von 12 Tonnen und darüber einsetzen. 

Dort, wo Gebühren für externe Kosten eingeführt werden, betreffen diese alle Fahrzeuge, 
einschließlich Personenkraftwagen, im Verhältnis der von ihnen verursachten Kosten. 

Untemehmensgröße (Anteil der kleinen und mitderen Unternehmen) 

Güterkraftverkehrsuntemehmen in der Gemeinschaft bringen durchschnittlich etwa 
4,4 Fahrzeuge zum Einsatz. Im Jahre 1990 hatten 78 % der Güterkraftverkehrsunter- 
nehmen, für die Angaben Vorlagen, zwischen 1 und 5 Fahrzeuge in Betrieb, 11 % 
zwischen 6 und 10 und 11 % mehr als 11 Fahrzeuge. Die Konzentration kleiner und 
mittlerer Unternehmen ist daher im Güterkraftvericehr sehr hoch. Allerdings werden 
Unternehmen aller Größen, die über Fahrzeuge mit einem zulässigen Gesamtgewicht von 
12 Tonnen und darüber verfügen, von den in dem Vorschlag enthaltenen Maßnahmen 
betroffen sein. 


Besondere Gebiete der Gemeinschaft, in denen diese Unternehmen ihren 
Standort haben 

Die Lage ist in allen Mitgliedstaaten mehr oder weniger identisch, mit Ausnahme von 
Österreich, Belgien und den Niederlanden, in denen die Zahl der Unternehmen mit über 
5 Fahrzeugen etwas höher liegt, während in den Mittelmeerländem sowie in Schweden 
und Finnland über 90 % der Unternehmen nur zwischen 1 und 5 Fahrzeuge besitzen. 

Weitere Einzelheiten zu diesem Thema sind in Kapitel 3.4.8 der Begründung zu diesem 
Vorschlag zu finden. 


3. Verpflichtungen der Unternehmen aufgrund der Richtlinie 

Durch den Vorschlag werden den Unternehmen keine zusätzlichen Verpflichtungen 
auferlegt, sie müssen jedoch ein Dokument mit sich führen, aus dem die Umweltkategorie 
(EURO I oder II) ihrer Fahrzeuge hervorgeht, um die Vorteile der vorgeschlagenen 
reduzierten Benutzungsgebühren für ihre "schadstoffreieren" Fahrzeuge in Anspruch 
nehmen zu können. Die Beschaffung dieses Dokuments wird jedoch voraussichtlich keine 
nennenswerten neuen Verpflichtungen für die Unternehmen mit sich bringen. (Siehe auch 
Kapitel 3.4.9 und 3.4.10 der Begründung). 


4. Voraussichtliche wirtschaftliche Folgen der Richtlinie 
Beschäftigungslage 

Der Vorschlag wird voraussichtlich zu erheblichen Einsparungen bei den Kosten zur 
Erhaltung der Infrastruktur führen und ist geeignet, die durch Verkehrsüberlastung und 
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Umweltverschmutzung verursachten Kosten auf empfindlichen Strecken erheblich zu 
senken. Diese Kosteneinsparungen werden die Wettbewerbsf^igkeit der europäischen 
Industrie stärken, was sich wiederum positiv auf die Beschäftigung auswirken wird. 

- Investitionen und Errichtung neuer Unternehmen 

Die Schaffung neuer Unternehmen wird durch den Vorschlag voraussichtlich nicht 
berührt, es ist jedoch zu erwarten, daß beim Fahrzeugbestand die Tendenz der 
Investitionen sich weg von den die Straßen am meisten beschädigenden und die Luft 
verschmutzenden Fahrzeugtypen hin zu den neueren straßenschonenden und umwelt- 
freundlicheren Modellen bewegen wird. (Siehe auch Kapitel 3.4.1 der Begründung). 

Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen 

Mit dem Vorschlag wird eine Harmonisierung der Wettbewerbsbedingungen der 
Güterverkehrsuntemehmen der Gemeinschaft angestrebt. Dies soll durch die Förderung 
eines eher gebietsbezogenen Gebührensystems erreicht werden, von dem erwartet wird, 
daß es zu einem Abbau nicht vertretbarer Unterschiede bei der wirtschaftlichen bzw. 
steuerlichen Belastung fuhren wird. (Siehe auch Kapitel 3.4.7 der Begründung.) 


5. Bestimmungen der vorgeschlagenen Richtlinie, die der besonderen Lage kleiner 
und mittlerer Unternehmen Rechnung tragen (geringere oder unterschiedliche 
Anforderungen) 

Der Vorschlag enthält keine besonderen Bestimmungen für kleine und mittlere 
Unternehmen. 


Konsultation 

6. Organisationen, die zu der vorgeschlagenen Richtlinie konsultiert wurden, und die 
wichtigsten von ihnen vertretenen Standpunkte 

Auf der Grundlage eines Arbeitsdokuments über die wichtigsten, in der Richtlinie 
93/89/EWG nicht enthaltenen Punkte dieses Vorschlags, fand eine Konsultationssitzung 
statt. Dabei waren die folgenden Organisationen vertreten: 

die IRU (Internationale Straßentransportunion), 
die UNICE, 
das CLECAT, 

die EUROCHAMBRES, und 

das "Comite Syndical des transports dans la CE". 

Diese Organisationen haben sich insgesamt gegen eine signifikante Erhöhung der 
Höchstsätze der Straßenbenutzungsgebühren und die Verknüpfung des Vorschlags mit 
dem Grünbuch über faire und effiziente Preise im Verkehr ausgesprochen, die zu einer 
vorzeitigen Berücksichtigung der externen Kosten führt. Sie äußerten große Besorgnis 
über die voraussichtlichen Auswirkungen der vorgeschlagenen Gebühren auf die 
Transportkosten und auf die Wettbewerbsfähigkeit der Güterverkehrsindustrie der EU. 
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Die Stellungnahmen der Berufsverbände sind bei der Abfassung dieses Vorschlags 
weitgehend berücksichtigt worden. Insbesondere was die Höchstsätze der Benutzungs- 
gebühren und deren Differenzierung ängeht, sind die vorgeschlagenen Sätze wesentlich 
niedriger als diejenigen, die ursprünglich vorgesehen und in dem Arbeitsdokument, das 
der Konsultation zugrunde lag, enthalten waren. Darüber hinaus ist von zahlreichen 
Dienststellen der Kommission eine gewissenhafte Bewertung der voraussichtlichen 
Auswirkungen der vorgeschlagenoi Änderungen durchgefuhrt worden. Die Ergebnisse 
dieser Bewertung werden in der Beg^dung des Vorschlags näher erläütert; sie 
bestätigen, daß sich die vorgeschlagenen Änderungen nicht oder schlimmstenfalls nur sehr 
begrenzt auf die Transportkosten auswirken werdai. 
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Bericht des Abgeordneten Wilhelm Josef Sebastian 


I. 

Der Vorschlag für eine Richtlinie des Rates für die Er- 
hebung von Gebühren für die Benutzung bestimmter 
Verkehrswege dxirch schwere Nutzfahrzeuge ist dem 
Ausschuß für Verkehr am 17. Januar 1997 gemäß § 93 
Abs. 1 GO federführend sowie dem Finanzausschuß 
und dem Haushaltsausschuß ziu Mitberatung über- 
wiesen worden. Beide mitberatende Ausschüsse ha- 
ben empfohlen, die Vorlage zur Kenntnis zu nehmen. 

Der Ausschuß für Verkehr hat den Richtlinienvor- 
schlag in seiner 47. Sitzimg am 26. Februar 1997 be- 
raten. 

II. 

Mit dem Richtlinienvorschlag soll die Richtlinie 93/ 
89/EWG ersetzt werden, die am 5. Juli 1995 vom 
Europäischen Gerichtshof wegen Verfahrensfehler 
aufgehoben wurde. Deren Wirkimg soll solange auf- 
rechterhalten werden, bis der Rat eine neue Rechts- 
vorschrift erläßt. Zudem schreibt Artikel 7 f der o. g. 
Richtlinie vor, daß die in diesem Artikel festgesetzten 
Höchstsätze der Benutzungsgebühren am 1. Januar 
1997 überprüft werden müssen imd der Rat die erfor- 
derlichen Anpassungen vomimmt. Um diesen recht- 
üchen Verpflichtungen nachzukommen, hat die 
Kommission den Richtlinienvorschlag vorgelegt. Aus 
ihrer Sicht nutzt sie damit die Gelegenheit, einen 
weiteren Schritt in der Entwicklung einer Gemein- 
schaftspolitik für faire imd effiziente Preise im Ver- 
kehr vorzuschlagen. 

III. 

Der Ausschuß für Verkehr hält, wie in der Beschluß- 
empfehlung ausgedrückt, die vorgeschlagene Rege- 
limg für zu kompliziert; sie sei mit zu hohem Ver- 
waltungsaufwand verbimden. Die Bimdesregierung 
wird daher in ihrer Haltimg imterstützt, über eine Be- 
stätigung des bisherigen Richtlinieninhalts bei einer 
substantiellen Erhöhimg des Höchstsatzes für zeitab- 
hängige Gebühren möghchst rasch zu einer prakti- 
kablen Entscheidung zu kommen. Besonderen Anlaß 
zur Kritik gibt der Vorschlag, die Steuermindestsätze 
zu unterschreiten, nachdem noch nicht einmal die 
festgelegte Anpassung an die Kfz -Steuermindest- 
sätze erreicht sei. Der Richtlinienvorschlag würde in- 
soweit zu einer Verfestigung des Ungleichgewichts 
führen; dies sei nicht siimvoll. 

Die Fraktion der SPD begrüßte in einem von ihr ein- 
gebrachten Entschließrmgsantrag die folgenden von 
der Kommission genannten Ziele: Weiterentwicklung 
des Binnenmarkts im Straßenverkehr, Gewährlei- 
stung einer besseren Decktmg der mit der Straßen- 


benutzung verbundenen Kosten einschließhch der 
externen Kosten, Gewährleistung einer stärkeren, 
kostenorientierten Differenzierung der Gebühren 
imd Weiterentwicklung des Territorialitätsprinzips 
bei der Anlastung der Wegekosten. Nach Auffassung 
der Fraktion der SPD bleibt jedoch die Ausgestaltung 
des Richtlinienvorschlags im einzelnen weit hinter 
diesen Absichten zurück. Die Bundesregienmg soll 
daher aufgefordert werden, in weiteren Verhandlim- 
gen eine Fülle von Gesichtspunkten zu vertreten. So 
sei ein schneller Einstieg in eine fahrleistungsabhän- 
gige Gebührenanlastimg nach dem Territoriahtäts- 
prinzip zu gewährleisten. Als zweitbeste Lösung 
sollte eine deuthche Anhebung der derzeitigen Lkw- 
Vignettengebühren durchgesetzt werden. Bei den 
weiteren Vignettenverhandlungen müßten jetzt die 
Weichen gestellt werden, um schnellstmöghch die 
zeitabhängige Vignette durch eine streckenabhängi- 
ge, elektronisch zu erhebende Mautgebühr abzulö- 
sen. Zudem werde bedauert, daß der Richtlinienent- 
wurf keinen Zeitpunkt enthält, ab dem die Interope- 
rabüität von elektronisch gestützten, streckenabhän- 
gigen Lkw-Gebührensystemen festgelegt sein muß. 
Bis zum Jahr 2000 müsse eine sinnvolle Anlastung 
der Wegekosten zustande gebracht werden. Bei dem 
Entschließungsantrag der Koahtionsfraktionen werde 
man sich der Stimme enthalten, da man den eigenen 
Antrag für weitergehender halte. 

Die Koalitionsfraktionen erwiderten, daß der Ent- 
schließimgsantrag der Fraktion der SPD zwar in eini- 
gen Punkten unterstützenswert sei. Er werde jedoch 
insgesamt als ein nationaler Alleingang gesehen imd 
müsse daher abgelehnt werden. Im Entschheßungs- 
antrag der Koalitionsfraktionen sei demgegenüber 
alles Notwendige gesagt. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie die 
Gruppe der PDS haben sich ohne nähere Begrün- 
dung gegen den Entschheßungsantrag der Koaliti- 
onsfraktionen gewandt bzw. sich bei der Abstim- 
mung über den Entschließungsantrag der Fraktion 
der SPD der Stimme enthalten. 

Nummer 1 der obigen Beschlußempfehlung wurde 
einmütig bei einer Enthaltung angenommen. 
Nummer 2 der obigen Beschlußempfehlung ist mit 
den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. gegen die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN imd der Gruppe der PDS bei Enthal- 
tung der Fraktion der SPD angenommen worden. 

Die auf Vorschlag der Koalitionsfraktionen beschlos- 
sene Ablehnung des Richtlinienvorschlags erfolgte 
einmütig bei einer Enthaltung. 


Bonn, den 26. Februar 1997 

Wilhelm Josef Sebastian 

Berichterstatter 
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